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309

Bekanntmachung
Satzung fiir die Miihlenkreiskliniken
- Anstalt des 6ffentlichen Rechts -
vom 13. Juni 2006

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV
NRW S. 646), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966) und des § 53 KrO i.V.m. § 114a Abs. 2 S. 1 der Gemeinde-
ordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt gedn-
dert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966) hat der Kreistag des Kreises Minden-Llbbecke in seiner Sitzung am 13. Juni 2006,
zuletzt gedandert durch Beschluss des Kreistages vom 24.10.2016, folgende Satzung beschlossen:

(7)
(8)

(€)

§1

Name, Rechtsform, Sitz

Die ,,Mihlenkreiskliniken” sind eine selbstandige Einrichtung des Kreises Minden-Liibbecke in der Rechtsform einer rechtsfahigen
Anstalt des 6ffentlichen Rechts. Sie werden auf der Grundlage der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Sat-
zung gefihrt.

Die Anstalt fihrt den Namen ,Mihlenkreiskliniken“ mit dem Zusatz , Anstalt des 6ffentlichen Rechts”.

Die Anstalt hat ihren Sitz in der Stadt Minden.

§2
Aufgaben der Anstalt

Aufgabe der Anstalt ist es, der Bevolkerung die stationare und ambulante medizinische Versorgung zu gewabhrleisten, die den
modernen Erfordernissen der medizinischen Wissenschaft gentgt.

Derzeit betreibt die Anstalt das Johannes Wesling Klinikum in Minden sowie die Krankenh&duser Bad Oeynhausen und Liibbecke-
Rahden. Diese werden nach MalRgabe der §§ 7a und 7b dieser Satzung als organisatorisch und wirtschaftlich eigenstandige Be-
triebe ohne Rechtspersonlichkeit nach den Bestimmungen des Krankenhausgesetzes Nordrhein-Westfalen (KHG NW) gefiihrt.

In den von der Anstalt betriebenen Krankenhausern werden durch arztliche und pflegerische Leistungen Krankheiten, Leiden o-
der Korperschaden festgestellt, geheilt oder gelindert, Begutachtungen vorgenommen sowie Geburtshilfe geleistet und die zu
versorgenden Patienten/innen untergebracht und verpflegt.

Soweit die gesundheitliche Versorgung der Bevélkerung dies erfordert, werden auBerdem im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen, der dazu getroffenen Vereinbarungen und der 6rtlichen Gegebenheiten Patienten/innen in den Krankenhiusern ambu-
lant untersucht und behandelt.

Zu den weiteren Aufgaben der Anstalt gehort die Aus- und Weiterbildung fiir die medizinischen und anderen Krankenhausberufe.
Im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen nehmen die Krankenhauser der Anstalt an der praktischen Ausbildung von Studie-
renden der Medizin teil. Sie unterstiitzen die universitdre Forschung und Lehre in der Medizin. Diese Aufgabe wird insbesondere
durch Kooperationen mit Universitaten und deren medizinischen Fakultaten gefordert.

Zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten und ortsnahen Versorgung der Bevélkerung zahlen auch Kooperationen und die Ver-
zahnung mit niedergelassenen Arzten/innen und den Krankenh&usern der Anstalt sowie das Belegarztwesen und die gemeinsa-
me Nutzung von medizinischen Geraten.

Der Erhalt aller Krankenhduser der Anstalt und ihrer Funktionsfahigkeit bei sachgerechter Aufgabenverteilung ist erklartes Ziel
der Anstalt.

Die Anstalt kann ferner alle Geschafte vornehmen, die zur Erreichung oder Férderung ihrer Aufgaben unter Beriicksichtigung des
§ 3 dienlich sind, sofern nicht Bestimmungen des Abschnittes ,Steuerbegiinstigte Zwecke” der Abgabenordnung entgegenste-
hen. In diesem Rahmen kann die Anstalt insbesondere auch Geschaftsbesorgungsvertrage abschliefen, Hilfspersonen entgeltlich
und unentgeltlich einsetzen, eigene Rechtstrager griinden oder sich an anderen Rechtstragern beteiligen. Bei der Griindung von
oder der Beteiligung an anderen Rechtstragern ist sicherzustellen, dass die Haftung der Anstalt auf einen bestimmten Betrag be-
grenzt ist. Von der Haftungsbeschrankung kann die Aufsichtsbehorde in begriindeten Fallen Ausnahmen zulassen. Zusatzliche
kiinftige Aufgaben, die vom Kreistag bestimmt werden, konnen einbezogen werden.

Die Anstalt ist nach § 53 KrO i.V.m. § 114a Abs. 3 GO berechtigt, Satzungen zu erlassen, soweit der Kreis ihr das Recht hierzu ein-
raumt.

§3
Gemeinnitzigkeit

Die Anstalt verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzige Zwecke im Sinne des Abschnittes ,Steuerbeglinstigte Zwecke”
der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung.

Die Anstalt ist selbstlos tatig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel der Anstalt diirfen nur fir
satzungsmaRige Zwecke verwendet werden. § 58 Nr. 2 AO bleibt unberihrt.

Der Kreis Minden-Liibbecke als Gewahrtrager der Anstalt erhdlt keine Gewinne und keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln
der Anstalt.

Die Anstalt darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Anstalt fremd sind, oder durch unverhaltnismaRig hohe Vergi-
tungen beglnstigen.

§4
Stammbkapital

Das Stammbkapital der Anstalt betragt 5.000.000,-- € (in Worten: finf Millionen Euro)

Flr die Verbindlichkeiten der Anstalt haftet neben dieser der Kreis Minden-Libbecke im Wege der Gewahrtragerschaft unbe-
schrankt, soweit nicht Befriedigung aus dem Vermégen der Anstalt zu erlangen ist (§ 114a Abs. 5 GO).
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§5
Organe der Anstalt

Die Organe der Anstalt sind:

a) der Vorstand

b) der Verwaltungsrat.

Die Mitglieder der Organe der Anstalt sind verpflichtet, Gber simtliche vertraulichen Angelegenheiten der Anstalt, von denen sie
Kenntnis erhalten, Stillschweigen zu bewahren. Diese Pflicht besteht nach dem Ausscheiden fort. Sie gilt nicht gegenlber den
Organen des Kreises.

Die Befangenheitsvorschriften des § 28 KrO Abs. 2 i.V.m. § 31 GO gelten entsprechend.

§6

Der Vorstand

Der Vorstand besteht mindestens aus dem/der Vorsitzenden und einem/er stellvertretenden Vorsitzenden. Weitere Vorstands-
mitglieder konnen durch den Verwaltungsrat bestellt werden. Die Gesamtleitung der Anstalt obliegt dem Vorsitzenden. Naheres,
auch Uber die Abgrenzung von Geschaftsbereichen, bestimmt die Geschaftsordnung des Vorstandes.

Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer von hochstens finf Jahren bestellt. Eine erneute Bestellung ist zuldssig.

Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich und aufRergerichtlich. Der Vorstandsvorsitzende ist alleinvertretungsberechtigt. Die
weiteren Vorstandsmitglieder sind nur in Gemeinschaft mit einem anderen Vorstandsmitglied, Prokuristen oder Generalbevoll-
machtigten zur Vertretung der Anstalt befugt. Einzelheiten konnen in der Geschaftsordnung des Vorstandes geregelt werden.
Erklarungen, durch die die Anstalt verpflichtet werden soll, bediirfen der Schriftform und sind mit dem Dienstsiegel der Anstalt
zu versehen. Dies gilt nicht fiir Geschafte der laufenden Verwaltung.

Der Vorstand hat den Verwaltungsrat Gber alle wichtigen Vorgédnge rechtzeitig zu unterrichten und auf Anforderung dem Ver-
waltungsrat tiber alle Angelegenheiten der Anstalt Auskunft zu geben. Er erstattet dem Verwaltungsrat vierteljahrlich Bericht,
sofern der Verwaltungsrat nicht im Einzelfall ausdrtcklich auf die Berichterstattung verzichtet. § 21 KUV bleibt unberiihrt.

Der Vorstand gibt sich eine Geschaftsordnung, die der Genehmigung des Verwaltungsrates bedarf. Der Verwaltungsrat ist be-
rechtigt, anstelle des Vorstandes die Geschaftsordnung zu erlassen oder zu dndern.

§7
Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand leitet die Anstalt in eigener Verantwortung, sofern nicht gesetzlich oder durch diese Satzung etwas anderes be-
stimmt ist.
Zu den Aufgaben des Vorstandes gehoren insbesondere:

a) die Koordination der Einrichtungen der Anstalt;

b) die Abstimmung des medizinischen Spektrums der Einrichtungen der Anstalt;

c) die Sicherstellung der Zusammenarbeit der Einrichtungen der Anstalt einschlieBlich der Festlegung der Grundsatze fir
die Arbeitsteilung;

d) die Festsetzung der Vertragsbedingungen der Krankenh&user der Anstalt fur die stationdre und ambulante Behandlung;

e) alle Personalangelegenheiten der Anstalt. Bei der Berufung bzw. Bestellung der Cheférzte/innen sowie der/des leitenden

Apothekers/in ist Einvernehmen mit dem Verwaltungsrat herzustellen. Bei der Berufung und Bestellung und sonstigen
Personalangelegenheiten der Geschiftsfiihrer/innen der einzelnen Krankenhduser ist ebenfalls Einvernehmen mit dem
Verwaltungsrat herzustellen.

Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter der Dienstkréfte der Anstalt.

§7a
Bildung von Betriebsleitungen

Es werden drei Betriebsleitungen gebildet, eine fur das Johannes Wesling Klinikum Minden, eine weitere fir das Krankenhaus
Lubbecke-Rahden und eine fir das Krankenhaus Bad Oeynhausen.

Der jeweiligen Betriebsleitung gehoren an:

a) der/die Geschéftsfiihrer/in

b) der/die &rztliche Direktor/in

c) die Pflegedienstleitung

Die Vorstandsmitglieder sind berechtigt, jederzeit an einer Sitzung der Betriebsleitung teilzunehmen.

Der/die arztliche Direktor/in und seine/ihre Stellvertreter/innen werden durch den Vorstand fir die Dauer von héchstens vier
Jahren bestellt.

Die Wiederwahl ist zuldssig.

Die Betriebsleitungen treten nach Bedarf zusammen. Naheres regelt die Geschaftsordnung.

§7b
Zustandigkeit der Betriebsleitung

Die Betriebsleitung leitet das Krankenhaus selbstdndig soweit nicht durch das kommunale Verfassungsrecht, das KHG NW oder
durch diese Satzung etwas anderes bestimmt ist. Der/die Geschéftsfihrer/in fihrt die Geschafte der Betriebsleitung.
Einzelheiten der Aufgaben und Geschaftsverteilung regelt eine Dienstanweisung, die der Vorstand erlasst.

Die Betriebsleitung gibt sich eine Geschaftsordnung, die der Genehmigung des Vorstandes bedarf.

§8
Der Verwaltungsrat

Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vorsitzenden und 12 weiteren Mitgliedern. Fir jedes Mitglied wird ein/e personliche/r Ver-

treter/in gewahlt. Bei Verhinderung eines ordentlichen Mitglieds sowie der/des persénlichen Stellvertreterin/Stellvertreters sind
die Gbrigen stellvertretenden Mitglieder aus den jeweiligen Fraktionen in alphabetischer Reihenfolge zur Vertretung berechtigt.
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(8)
(9)
(10)

(3)
(4)

Vorsitzende/r des Verwaltungsrates ist die/der Landrétin/Landrat des Kreises Minden-Liibbecke. Der Verwaltungsrat wahlt aus
seiner Mitte eine/n Vertreter/in der/des Vorsitzenden.

Die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates werden vom Kreistag fiir die Dauer von fiinf Jahren gewahlt.

Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrates, die dem Kreistag angehoren, endet mit dem Ende der kommunalen Wahl-
zeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem kommunalen Wahlamt. Die Amtszeit der anderen Mitglieder endet mit Ablauf
der fiinfjahrigen Wabhlzeit. Ausscheidende Mitglieder des Verwaltungsrats Gben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglie-
der weiter aus. § 114a Abs. 8 GO bleibt unberihrt.

Die Entschadigung der Mitglieder des Verwaltungsrates erfolgt entsprechend den Regelungen und der Hohe in vergleichbaren
Kommunalen Krankenh&usern durch Beschluss des Verwaltungsrates.

§9
Zustandigkeit des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat tiberwacht die Geschéftsfiihrung des Vorstandes. Er ist Dienstvorgesetzter des Vorstandes.
Der Verwaltungsrat entscheidet in Personalangelegenheiten tber

a) die Bestellung und die Abberufung der Mitglieder des Vorstandes sowie die vertraglichen Regelungen ihres Dienstver-
héaltnisses;

b) die Entlastung des Vorstandes;

c) die Genehmigung von Vertragen der Anstalt mit Mitgliedern des Vorstandes und des Verwaltungsrates.

Der Verwaltungsrat entscheidet {iber

a) Erlass, Anderung und Aufhebung von Satzungen im Rahmen der Zustandigkeit der Anstalt (§ 2 Abs. 9) sowie der Be-
triebssatzung fiir die Krankenhduser der Anstalt,

b) die Beteiligung der Anstalt an anderen Unternehmen;

c) den Erlass der Geschiftsordnung des Verwaltungsrats sowie {iber die Genehmigung, den Erlass oder die Anderung der
Geschéftsordnung fur den Vorstand (§ 6 Abs. 6);

d) iber die Feststellung und die Anderung des Wirtschaftsplans;

e) iber die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts und die Verwendung eines Gewinns oder die Behand-
lung eines Verlustes;

f) Uber die Bestellung des Abschlussprifers;

g) Uber den Erwerb, die Belastung und die VerduRerung von Grundstiicken; -

h) iber die Aufnahme von nicht im Wirtschaftsplan vorgesehenen Darlehen, die Ubernahme von Biirgschaften, den Ab-

schluss von Gewahrvertrdagen und die Bestellung von Sicherheiten fiir Dritte, sowie Uber solche Rechtsgeschafte, die den
Vorgenannten wirtschaftlich gleich kommen;

i) die Entscheidung Gber Niederschlagung oder Erlass von Forderungen von mehr als 50.000,-- EUR im Einzelfall;

j) Grundsatzbeschlisse tber Planungsvorhaben und Erteilung von Auftragen fiir Baumafnahmen und zur Beschaffung von
Anlagegiitern bei einer Auftragshéhe von mehr als 500.000,-- EUR im Einzelfall.

Der Verwaltungsrat entscheidet ferner mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen tber

a) die Begriindung neuer und die Aufgabe oder Verlegung bestehender Standorte;

b) die substanzielle Anderung des medizinischen Spektrums der Einrichtungen der Anstalt;

c) alle Entscheidungen und MaRnahmen, die fir die Kliniken und ihre Ausrichtung von grundsatzlicher Bedeutung sind.

Weitere Angelegenheiten, die nicht zu den laufenden Geschéaften der Anstalt gehoren, bedlrfen der Zustimmung des Verwal-

tungsrats.

Der Verwaltungsrat kann bestimmen, dass weitere Angelegenheiten im Einzelfall oder allgemein seiner Zustimmung bedirfen.

Der Verwaltungsrat unterliegt den Weisungen des Kreistags bei

- Erlass, Anderung und Aufhebung von Satzungen im Rahmen der Zustandig-

keit der Anstalt (§ 2 Abs. 9);

- Beteiligung der Anstalt an anderen Unternehmen (§ 9 Abs. 3 Buchst. b).

Hiervon unberiihrt bleiben die Weisungsbefugnisse des Kreistages gem. § 113 Abs. 1 GO i.V.m. § 53 Abs. 1 KrO.

Fiir die Begriindung neuer und die Aufgabe oder Verlegung bestehender Standorte und den Umgang mit Verlusten ist die Zu-

stimmung des Kreistags erforderlich.

Auf Verlangen des Kreistages hat der Verwaltungsrat diesen Uber alle Angelegenheiten der Anstalt zu informieren, soweit nicht

im Einzelfall gesetzliche Regelungen oder die Rechte Dritter entgegenstehen.

Der Verwaltungsrat unterrichtet den Kreistag, sofern nach Mitteilung des Vorstandes (§ 21 Abs. 2 KUV) bei der Ausfiihrung des

Erfolgsplans erfolgsgefahrdende Minderertrage oder Mehraufwendungen oder Verluste zu erwarten sind, die Auswirkungen auf

den Haushalt des Kreises haben.

§10
Das Verfahren des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat ist mindestens einmal im Kalendervierteljahr einzuberufen. Er muss aulRerdem einberufen werden, wenn
dies mindestens ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Vorstand unter Angabe des Beratungsgegenstandes bei
dem/der Vorsitzende/n beantragt. .

Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind nicht 6ffentlich. Im Einzelfall kann der Verwaltungsrat die Offentlichkeit der Sitzung zu-
lassen. § 114a Abs.7 S.4 GO bleibt unberiihrt. Der Vorstand nimmt an den Sitzungen teil, sofern der Verwaltungsrat nichts ande-
res beschlieft. Zu den Sitzungen kdnnen Sachverstandige und Auskunftspersonen zur Beratung lber einzelne Gegenstande zu-
gezogen werden.

In Fallen duRerster Dringlichkeit kann der/die Vorsitzende des Verwaltungsrats gemeinsam mit einem weiteren Mitglied einen
Dringlichkeitsbeschluss fassen, der in der nachsten Sitzung dem Verwaltungsrat zur Genehmigung vorzulegen ist.

Im Ubrigen gilt die Geschaftsordnung des Verwaltungsrats.

§11
Wirtschaftsfiihrung und Rechnungswesen

Die Anstalt ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des 6ffentlichen Zwecks zu fithren. Im Ubrigen gilt § 114a Abs. 11
i.V.m. § 75 Abs. 1 GO. Die Krankenhaus-Buchflihrungsverordnung ist anzuwenden. Soweit moglich, ist von dem Wahlrecht nach
§ 1 Abs. 3 KHBV Gebrauch zu machen.

Der Vorstand hat rechtzeitig vor Beginn eines Geschéaftsjahres den Wirtschaftsplan der Anstalt, bestehend aus Erfolgs-, Vermo-
gens- und Stellenplan, aufzustellen und dem Verwaltungsrat zur Feststellung zuzuleiten.
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(3) Fur jedes Krankenhaus ist ein Wirtschaftsplan entsprechend Abs. 2 aufzustellen, und zwar so rechtzeitig, dass er vom Vorstand
bei der Aufstellung des Wirtschaftsplans der Anstalt beriicksichtigt werden kann. Er ist dem Verwaltungsrat zur Kenntnis zuzulei-
ten.

(4) Zeigt sich im Laufe des Wirtschaftsjahres, dass voraussichtlich eine erhebliche Abweichung von dem Wirtschaftsplan eintreten
wird, ist dieser unverziiglich zu dndern und dem Verwaltungsrat zur Entscheidung vorzulegen. Im Ubrigen sind die §§ 16 ff. der
kommunalen Unternehmensverordnung (KUV) vom 24.10.2001 (GV NW S. 773) in der jeweiligen Fassung zu beachten.

(5) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und die Unterabschliisse, den Lagebericht und die Erfolgstibersicht innerhalb von drei
Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und nach Durchfiihrung der Abschlusspriifung dem Verwaltungsrat zur
Feststellung vorzulegen. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vom Vorstand zu unterzeichnen und nach Feststellung
durch den Verwaltungsrat zusammen mit einem Erfolgsbericht und dem Bericht tiber die Abschlussprifung dem Kreistag zuzulei-
ten. § 27 KUV in der jeweils geltenden Fassung ist zu beachten.

(6) Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Anstalt werden nach den fiir grofRe Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften
des Handelsgesetzbuchs aufgestellt und geprift. Der Jahresabschluss ist gem. § 27 Abs. 3 KUV 6ffentlich bekannt zu machen.
(7) Dem Priifungsamt des Kreises Minden-Liibbecke wird bei der Anstalt ein Priifungsrecht eingeraumt. Es ist insofern unmittelbar

dem Verwaltungsrat unterstellt. Der Vorstand ist liber alle wesentlichen Feststellungen friihzeitig zu unterrichten. Inhaltlich sind
bei der Priifung auch die Ergebnisse der Jahresabschlusspriifung nach § 27 KUV zu beriicksichtigen. Die Priifung wird im Ubrigen
in entsprechender Anwendung der Rechnungspriifungsordnung des Kreises Minden-Libbecke und der danach erlassenen
Dienstanweisung, in der jeweils geltenden Fassung, durchgefihrt.

§12
Wirtschaftsjahr

Das Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§13
Dienstsiegel

Die Anstalt fiihrt ein Dienstsiegel mit dem Wappen des Kreises Minden-Liibbecke und seinem Namen als Umschrift.

§14
Auflésung

Bei Auflésung der Mihlenkreiskliniken, Anstalt des 6ffentlichen Rechts, féllt das Anstaltsvermogen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge
dem Kreis Minden-Liibbecke - mit Ausnahme eines Betrages von 4,5 Mio. Euro, die der Stadt Bad Oeynhausen zustehen - zu. Das Vermo-
gen ist vom Kreis Minden-Liibbecke und von der Stadt Bad Oeynhausen flir gemeinniitzige Zwecke zu verwenden.

§15
Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Anstalt erfolgen nach den entsprechenden Vorschriften der Hauptsatzung des Kreises Minden-Liibbecke in
der jeweils giiltigen Fassung, sofern gesetzlich nichts Gegenteiliges bestimmt ist.

§16
Inkrafttreten

(1) Die Anstalt entsteht zum 01.07.2006, jedoch nicht vor Ablauf des Tages, an dem die Beschliisse der Zwecksverbandsversamm-
lungen Uber die Auflésung der Zweckverbande Kliniken im Mihlenkreis und Krankenhaus Bad Oeynhausen und die Genehmigung
dieser Beschliisse im Veroffentlichungsblatt der Aufsichtsbehorde 6ffentlich bekannt gemacht worden sind.

(2) Diese Satzung tritt mit der Veroffentlichung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung fiir die Mihlenkreiskliniken -Anstalt 6ffentlichen Rechts- wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.
Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung flir das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) kann gegen diese
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefiihrt,

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemal bekanntgemacht worden,

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenliber dem Kreis vorher geriigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Minden, den 01. Dezember 2016

Dr. Ralf Niermann
Landrat
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310 Bekanntmachung
Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die
mandatierende Wahrnehmung der Rufbereitschaft fiir die
ortliche Ordnungsbehérde der Stadt Lohne durch die
Stadt Bad Oeynhausen

(Vereinbarung nach dem Gesetz Gber kommunale Gemeinschaftsarbeit (- GkG -))

zwischen der Stadt Lohne, vertreten durch den Biirgermeister, Herrn Bernd Poggemdller und den Allgemeinen Vertreter, Herrn Georg
Busse, Oeynhausener StralRe 41, 32584 Lohne

- Beteiligte zu 1 -
und

der Stadt Bad Oeynhausen, vertreten durch den Blrgermeister, Herrn Achim Wilmsmeier und den Ersten Beigeordneten, Herrn Peter

Brand, Ostkorso 8, 32543 Bad Oeynhausen
- Beteiligte zu 2 -

wird gemaR §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes Uber die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
01.10.1979 (GV. NRW. S. 621/SGV NRW. 202), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 204) folgende
offentlich-rechtliche Vereinbarung tiber die Wahrnehmung der Rufbereitschaft durch die ortlichen Ordnungsbehérden geschlossen:

§1
Ziele und Zusammenarbeit
1. Ziel dieser Zusammenarbeit im Bereich der Rufbereitschaft ist die Biindelung der Aufgabenwahrnehmung zur Einleitung von MaR-
nahmen zur Gefahrenabwehr bei Stérungen der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung. Die einzelnen Aufgaben ergeben sich aus dem

Ordnungsbehodrdengesetz sowie aus Spezialgesetzen und —vorschriften.

2. Die Beteiligten verpflichten sich zur gegenseitigen Kooperation, um die Zielsetzung der Vereinbarung zu erfiillen.

§2
Mandant

1. Die Stadt Bad Oeynhausen verpflichtet sich, Aufgaben der Rufbereitschaft zur Gefahrenabwehr fiir die Stadt Lohne fir den vertrag-
lich festgelegten Zeitraum zu tibernehmen.

2. Das Mandat beinhaltet die Austibung von Verwaltungshandlungen in fremder Zustandigkeit und in fremdem Namen (mandatierte
Aufgabenibertragung / § 23 Abs. 1, 2 Alt, Abs. 2 S. 2 GkG NRW). Die Stadt Bad Oeynhausen vertritt die abgebende Gemeinde und
tritt gegentliber den Biirgerinnen und Birgern als Vertreter der aufgabenabgebenden Gemeinde auf. Die Stadt Bad Oeynhausen als

beauftragte Verwaltung erhalt keine eigene Zustandigkeit. Die Stadt Lohne bleibt in ihren Rechten und Pflichten als Trager der Auf-
gaben unberihrt. Sie bleibt zustdndig und Vollstreckungsorgan.

§3
Personal / Leistungen

1. Die Stadt Bad Oeynhausen stellt wahrend der Zeit der Verflgbarkeit fir die Rufbereitschaft Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter.
2. Die Stadt Bad Oeynhausen stellt zu folgenden Zeiten die Rufbereitschaft sicher:

Mo — Mi ab 17.00 Uhr — 07.00 Uhr am Folgetag,

Do ab 17:30 Uhr —07:00 Uhr am Folgetag,

Frab 12:30 Uhr — Mo 07.00 Uhr

Feiertags 24 Stunden

3. Die fiir die Aufgaben eingesetzten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter werden von der Stadt Bad Oeynhausen gestellt. Zur Organi-
sation und Abstimmung ist ein standiger Dialog zwischen der Stadt Bad Oeynhausen und der Stadt Lohne erforderlich.

4. Die Beteiligten sind sich dariiber einig, dass fiir die Aufgabenerfiillung die Arbeitszeiten nach TVOD sowie nach der Arbeitszeitver-
ordnung gelten.

5. Dienstort ist die Stadt Bad Oeynhausen.

6. Dienstvorgesetzter der unter § 3 Abs. 1 genannten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter ist die Blirgermeisterin/der Blirgermeister der
Stadt Bad Oeynhausen.

§4
Kosten / Filligkeit
1. Die Stadt Lohne zahlt der Stadt Bad Oeynhausen eine jahrliche Pauschale in Hohe von 15.000,00 € (finfzehntausend Euro) fiir die
Vorhaltung der Rufbereitschaft. Darin sind samtliche Personalkosten, Personalnebenkosten, Verwaltungskosten und etwaige Fahrt-
kosten abgegolten. Die Pauschale ist zum 01.07. eines jeden Jahres in voller Hohe fallig. Die Anpassung dieser Pauschale Gber das
Jahr 2017 hinaus erfolgt auf Grundlage der Abrechnung des jeweiligen Vorjahres.

2. Darliber hinaus werden vierteljahrlich die Arbeitgeberpersonalaufwendungen in Rechnung gestellt, die bei der Durchfiihrung von
Einsdtzen anfallen.

3. Die sachlichen Kosten im Rahmen von Einsatzen fir die Aufgabenwahrnehmung tragt die Stadt Lohne selbst.
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§5
Laufzeit
1. Diese Vereinbarung wird nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehorde gemalR § 24 GkG am Tage nach der Bekanntmachung im
Veroffentlichungsblatt der Aufsichtsbehodrde wirksam, frithestens jedoch am 01.01.2017. Die Vereinbarung gilt zunachst bis zum
31.12.2017 und verlangert sich jeweils um 1 Jahr, wenn sie nicht - unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten - gekiindigt
wird.
2. Die Kiindigung ist schriftlich zu erklaren.
3. Die Moglichkeit einer einvernehmlichen Aufhebung bleibt unberiihrt.
§6
Gerichtsstand und Streitigkeiten
1. Gerichtsstand fur beide Parteien ist Minden.
2. Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so berihrt dies die Giiltigkeit der Gbrigen Bestim-
mungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch neue Bestimmungen zu ersetzen,
die der in der unwirksamen Bestimmung enthaltenen Regelung in rechtlich zuldssiger Weise gerecht werden. Entsprechendes gilt fir
im Vertrag enthaltene Regelungsliicken. Zur Behebung evtl. Liicken verpflichten sich die Parteien auf eine Art und Weise hinzuwir-

ken, die dem am Nachsten kommt, was die Parteien nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt hatten, wenn der Punkt von ihnen
bedacht worden ware.

Lohne, den 10.11.2016 Bad Oeynhausen, den 08.11.2016
Stadt Léhne Stadt Bad Oeynhausen

Bernd Poggemoller Achim Wilmsmeier
Blrgermeister Blrgermeister

Georg Busse Peter Brand

Allgemeiner Vertreter Erster Beigeordneter

Die vorstehende offentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt Bad Oeynhausen und der Stadt Lohne habe ich mit Verfliigung
vom heutigen Tage gem. § 24 Abs. 2 des Gesetzes liber kommunale Gemeinschaftsarbeit - GKG - in der Fassung der Bekanntmachung
vom 01.10.1979 (GV.NRW.S. 621), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV.NRW.S. 204) aufsichtsbehordlich genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit gem. § 24 Abs. 3 GkG bekannt gemacht.
Minden, den 16.11.2016

Der Landrat
als untere staatliche Verwaltungsbehorde
Im Auftrage
Andreas Hilgendorf

311 Bekanntmachung
Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die
mandatierende Wahrnehmung der Rufbereitschaft fiir die
ortliche Ordnungsbehorde der Stadt Vlotho durch die
Stadt Bad Oeynhausen

(Vereinbarung nach dem Gesetz Gber kommunale Gemeinschaftsarbeit (- GkG -))

zwischen der Stadt Vlotho, vertreten durch den Birgermeister, Herrn Rocco Wilken und den Allgemeinen Vertreter, Herrn Herbert

Obernolte, Lange StraRRe 60, 32602 Vlotho
- Beteiligte zu 1 -

und
der Stadt Bad Oeynhausen, vertreten durch den Blrgermeister, Herrn Achim Wilmsmeier und den Ersten Beigeordneten, Herrn Peter

Brand, Ostkorso 8, 32543 Bad Oeynhausen
- Beteiligte zu 2 -

wird gemal §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes liber die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
01.10.1979 (GV. NRW. S. 621/SGV NRW. 202), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 204) folgende
offentlich-rechtliche Vereinbarung tiber die Wahrnehmung der Rufbereitschaft durch die ortlichen Ordnungsbehérden geschlossen:
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§1
Ziele und Zusammenarbeit

Ziel dieser Zusammenarbeit im Bereich der Rufbereitschaft ist die Blindelung der Aufgabenwahrnehmung zur Einleitung von MaR-
nahmen zur Gefahrenabwehr bei Storungen der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung. Die einzelnen Aufgaben ergeben sich aus
dem Ordnungsbehordengesetz sowie aus Spezialgesetzen und —vorschriften.
Die Beteiligten verpflichten sich zur gegenseitigen Kooperation, um die Zielsetzung der Vereinbarung zu erfillen.

§2

Mandant

Die Stadt Bad Oeynhausen verpflichtet sich, Aufgaben der Rufbereitschaft zur Gefahrenabwehr fir die Stadt Vlotho fir den vertrag-
lich festgelegten Zeitraum zu Gbernehmen.

Das Mandat beinhaltet die Austibung von Verwaltungshandlungen in fremder Zustdndigkeit und in fremdem Namen (mandatierte
Aufgabenlibertragung / § 23 Abs. 1, 2 Alt, Abs. 2 S. 2 GKG NRW). Die Stadt Bad Oeynhausen vertritt die abgebende Gemeinde und
tritt gegenliber den Blrgerinnen und Biirgern als Vertreter der aufgabenabgebenden Gemeinde auf. Die Stadt Bad Oeynhausen als
beauftragte Verwaltung erhilt keine eigene Zustdndigkeit. Die Stadt Vlotho bleibt in ihren Rechten und Pflichten als Trager der Auf-
gaben unberiihrt. Sie bleibt zustandig und Vollstreckungsorgan.
§3
Personal / Leistungen

Die Stadt Bad Oeynhausen stellt wahrend der Zeit der Verfligbarkeit fir die Rufbereitschaft Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter.
Die Stadt Bad Oeynhausen stellt zu folgenden Zeiten die Rufbereitschaft sicher:

Mo — Mi ab 17.00 Uhr — 07.00 Uhr am Folgetag,

Do ab 17:30 Uhr —07:00 Uhr am Folgetag,

Frab 12:30 Uhr — Mo 07.00 Uhr

Feiertags 24 Stunden

Die fur die Aufgaben eingesetzten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter werden von der Stadt Bad Oeynhausen gestellt. Zur Organisa-
tion und Abstimmung ist ein standiger Dialog zwischen der Stadt Bad Oeynhausen und der Stadt Vlotho erforderlich.

Die Beteiligten sind sich dariiber einig, dass fiir die Aufgabenerfiillung die Arbeitszeiten nach TVOD sowie nach der Arbeitszeitver-
ordnung gelten.

Dienstort ist die Stadt Bad Oeynhausen.

Dienstvorgesetzter der unter § 3 Abs. 1 genannten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter ist die Blirgermeisterin/der Blrgermeister der
Stadt Bad Oeynhausen.

§4
Kosten / Filligkeit
Die Stadt Vlotho zahlt der Stadt Bad Oeynhausen eine jdhrliche Pauschale in Hohe von 12.000,00 € (zwdlftausend Euro) fiir die Vor-
haltung der Rufbereitschaft. Darin sind samtliche Personalkosten, Personalnebenkosten, Verwaltungskosten und etwaige Fahrtkos-
ten abgegolten. Die Pauschale ist zum 01.07. eines jeden Jahres in voller Hohe féllig. Die Anpassung dieser Pauschale tber das Jahr

2017 hinaus erfolgt auf Grundlage der Abrechnung des jeweiligen Vorjahres.

Dariber hinaus werden vierteljahrlich die Arbeitgeberpersonalaufwendungen in Rechnung gestellt, die bei der Durchfiihrung von
Einsdtzen anfallen.

Die sachlichen Kosten im Rahmen von Einsatzen fiir die Aufgabenwahrnehmung tragt die Stadt Vlotho selbst.
§5
Laufzeit
Diese Vereinbarung wird nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehdrde gemall § 24 GkG am Tage nach der Bekanntmachung im
Veroffentlichungsblatt der Aufsichtsbehdrde wirksam, frithestens jedoch am 01.01.2017. Die Vereinbarung gilt zunachst bis zum
31.12.2017 und verlangert sich jeweils um 1 Jahr, wenn sie nicht - unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten - gekiindigt
wird.

Die Kiindigung ist schriftlich zu erklaren.

Die Moglichkeit einer einvernehmlichen Aufhebung bleibt unberihrt.
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§6
Gerichtsstand und Streitigkeiten
1. Gerichtsstand fiir beide Parteien ist Minden.
2. Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so berlhrt dies die Giiltigkeit der Gbrigen Bestim-
mungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch neue Bestimmungen zu ersetzen,
die der in der unwirksamen Bestimmung enthaltenen Regelung in rechtlich zuldssiger Weise gerecht werden. Entsprechendes gilt
fir im Vertrag enthaltene Regelungsliicken. Zur Behebung evtl. Liicken verpflichten sich die Parteien auf eine Art und Weise hinzu-
wirken, die dem am Nachsten kommt, was die Parteien nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt hatten, wenn der Punkt von
ihnen bedacht worden waére.

Vlotho, den 14.11.2016 Bad Oeynhausen, den 08.11.2016
Stadt Vlotho Stadt Bad Oeynhausen

Rocco Wilken Achim Wilmsmeier
Burgermeister Burgermeister

Herbert Obernolte Peter Brand

Allgemeiner Vertreter Erster Beigeordneter

Die vorstehende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt Bad Oeynhausen und der Stadt Vlotho habe ich mit Verfigung
vom heutigen Tage gem. § 24 Abs. 2 des Gesetzes (iber kommunale Gemeinschaftsarbeit - GkG - in der Fassung der Bekanntmachung
vom 01.10.1979 (GV.NRW.S. 621), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV.NRW.S. 204), aufsichtsbehdrdlich genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit gem. § 24 Abs. 3 GkG bekannt gemacht.

Minden, den 16.11.2016

Der Landrat
als untere staatliche Verwaltungsbehorde
Im Auftrage
Andreas Hilgendorf

312 . Bekanntmachung
1. Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Abfallentsorgung
im Kreis Minden-Liibbecke vom 25. Oktober 2016

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW
S.646/SGV NW 2021), der §§ 2, 3, 5, 5a, 8 und 9 des Abfallgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.Juni 1988 (GV NW
S$.250/SGV NW 74), zuletzt gedndert am 21. Mérz 2013 durch Artikel 11 des Gesetzes zur Anderung des Altlastensanierungs- und Altlas-
tenaufbereitungsverbandsgesetzes - AAVG und zur Anderung wasserverbandlicher Vorschriften (GV.NW. Nr. 9 vom 02.04.2013, S. 148),
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2014 BGBL. | S. 212, der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) vom 19.06.2002
(BGBI. | S. 1938 sowie des Gesetzes liber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. I, S.
602), zuletzt geandert durch Art. 30 G vom 23. Juli 2013 (BGBI. I S. 2586, 2706) hat der Kreistag des Kreises Minden-Liibbecke in seiner
Sitzung am 24. Oktober 2016 folgende Satzung beschlossen:

Artikel |
Die Satzung Uber die Abfallentsorgung im Kreis Minden-Libbecke vom 20. Oktober 2015 wird wie folgt geandert:

1.  §20 erhélt folgende Fassung:

Gebiihren

Fur die Inanspruchnahme der vom Kreis zur Verfigung gestellten Abfallentsorgungsanlagen und sonstige abfallwirtschaftliche MaRnah-
men werden Benutzungsgeblhren nach einer zu dieser Satzung erlassenen Gebiihrensatzung oder privatrechtliche Entgelte nach MaR-
gabe der vom Kreis mit dem Betrieb der Abfallentsorgungsanlagen beauftragten Kreisabfallverwertungsgesellschaft mbH Minden-
Lubbecke (KAVG) erhoben.

Artikel Il
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Bestdtigung

Vorstehende 1. Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Abfallentsorgung im Kreis Minden-Liibbecke stimmt im Wortlaut mit dem Be-
schluss des Kreistages vom 24. Oktober 2016 (iberein.

Ich bestatige hiermit, dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung liber die 6ffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht vom
07.04.1981 (GV.NW.S. 224/SGV.NW 2023) verfahren worden ist.

Minden, den 11. November 2016

Dr. Ralf Niermann
Landrat
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 1. Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Abfallentsorgung im Kreis Minden-Liibbecke wird hiermit éffentlich be-
kanntgemacht.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) kann gegen diese
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaR 6ffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber dem Kreis vorher gertigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Minden, den 11. November 2016
Dr. Ralf Niermann
Landrat

313 Bekanntmachung
8. Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung
des Kreises Minden-Liibbecke fiir die Benutzung der
Abfallentsorgungsanlagen des Kreises vom 25. Oktober 2016

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung (KRO) fiir das Land Nordrhein-Westfalen i.d.F. der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW
S.646/SGV.NW.2021), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 18.09.2012 (GV.NRW.S. 436), der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes
fur das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV.NW.S.712/SGV NW 610) in der derzeit geltenden Fassung, des § 9 Ab-
fallgesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.6.1988 GV.NW.S.250 in der derzeit geltenden Fassung sowie i.V.m. der Satzung tber
die Abfallentsorgung im Kreis Minden-Libbecke hat der Kreistag des Kreises Minden-Liibbecke in seiner Sitzung am 24.10.2016 folgende
Satzung beschlossen:

Artikel |
Die Gebuhrensatzung des Kreises Minden-Liibbecke flr die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen des Kreises Minden-Liibbecke vom
19.12.2006 wird wie folgt geandert:
§ 2 erhélt folgende Fassung:
Gebuhrenpflichtig sind die Benutzer der Abfallentsorgungsanlagen, das sind
a) die an die Abfallentsorgungsanlagen angeschlossenen Kommunen und ihre Einrichtungen fir die Tarifgruppen B, E, E1, E2, J und K.
b) die Einzelanlieferer sowie diejenigen, in deren Auftrag der Abfall angeliefert wird fur direkt ablagerbare Abfille nach Zuweisung
durch eine entsorgungspflichtige Kérperschaft.
c) die Einzelanlieferer sowie diejenigen, in deren Auftrag der Abfall abgeliefert wird fir die Abfallarten 19 07 02 und 19 07 03 (Deponie-
sickerwasser).
Fur alle anderen Benutzer werden privatrechtliche Entgelte erhoben nach Malgabe der vom Kreis mit dem Betrieb der Abfallentsor-
gungsanlagen beauftragten Kreisabfallverwertungsgesellschaft mbH Minden-Lubbecke (KAVG).
§ 4 Nr. (1) erhélt folgende Fassung:

(1) Kompostierungsanlage Pohlsche Heide in Hille

Angelieferte Abfalle werden zur Geblihrenermittlung gewogen.
Tarifgruppe B Abfalle aus der Biotonne 80,-- €/Mg

Kénnen die angelieferten Abfélle durch eine Stérung der Waagenanlage oder sonstige Umstdnde nicht gewogen werden, werden die
Gebuihren nach Nutzlast bzw. Fassungsvermégen der angelieferten Fahrzeuge/Mulden festgesetzt.

Gebihrentarif ohne Wiegung

Fur Fahrzeuge werden die Geblihren nach der im Kraftfahrzeugschein angegebenen Nutzlast, je angefangener Tonne Nutzlast wie folgt
festgesetzt:

Tarifgruppe B 80.-- €/Mg
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Die Gebdhr fur Container und Mulden wird nach dem jeweiligen Fassungsvermdogen je angefangener cbm des Fassungsvermogens wie
folgt festgesetzt:

Tarifgruppe B 61,-- €/cbm

§ 4 Nr. (I1) erhélt folgende Fassung:

(1) Abfallentsorgungsanlage Pohlsche Heide

Angelieferte Abfalle werden zur Geblhrenermittlung gewogen, mit Ausnahme der Abfallarten 19 07 02 und 19 07 03 (Deponiesickerwas-
ser, Tarifgruppe F). Die Gebuihr wird anteilig je angefangene 20 kg erhoben. Die Mindestlast der Waagen betragt 0,2 Mg. Bei Anlieferun-
gen, die unter der zuldssigen Mindestlast der Waagen liegen, betragt die Mindestgebihr pro Anlieferung jeweils 20% der nachstehenden
Gebiihren je Mg.

Flr sonstige Anlieferungen betragt die Gebiihr in

Tarifgruppe C  feste Massenabfalle fiir den Deponiebetrieb 29,-- €/Mg
Tarifgruppe C1 sonstige feste Massenabfille (spez. Gewicht > 1,1) 50,-- €/Mg
Tarifgruppe C2 asbesthaltige Abfille 60,--€/Mg
Tarifgruppe E  Sieb- und Rechenriickstande aus kommunalen Klaranlagen 155,-- €/Mg
Tarifgruppe E1 unbelastete Schlamme aus kommunalen Klaranlagen 50,-- €/Mg
Tarifgruppe E2 Massenabfalle aus kommunaler Reinigung 34,-- €/Mg
Tarifgruppe F Deponiesickerwasser 15,-- €/cbm
Tarifgruppe G belastete Abfalle 190,-- €/Mg
TarifgruppeJ  Hausmdiill aus der satzungsgemaR verankerten, regelmaRigen Grundstiicksentsorgung 165,-- €/Mg

mit genormten, vom Anschlusspflichtigen bereitgestellten Abfallbehdltern (Hausmdlltonne,
Beistellsack etc.)durch die einsammlungspflichtigen Gemeinden.

Tarifgruppe K Sperrmiill 50,-- €/Mg
Kénnen die angelieferten Abfélle durch eine Stérung der Waagenanlage oder sonstige Umstdnde nicht gewogen werden, werden die
Gebuihren nach Nutzlast bzw. Fassungsvermégen der angelieferten Fahrzeuge/Mulden festgesetzt.

Gebuhrentarif ohne Wiegung

Fur Fahrzeuge werden die Gebiihren nach der im Kraftfahrzeugschein angegebenen Nutzlast,
je angefangener Tonne Nutzlast wie folgt festgesetzt:

Tarifgruppe C 29,-- €/Mg
Tarifgruppe C1 50,-- €/Mg
Tarifgruppe C2 60,--€/Mg
Tarifgruppe E Sieb- und Rechenriickstdnde aus kommunalen Klaranlagen 155,-- €/Mg
Tarifgruppe E1 50,-- €/Mg
Tarifgruppe E2 34,-- €/Mg
Tarifgruppe G 190,-- €/Mg
Tarifgruppe J 165,-- €/Mg
Tarifgruppe K 50,-- €/Mg

Die Gebuhr fiir Container und Mulden wird nach dem jeweiligen Fassungsvermdogen je angefangener cbom des Fassungsvermogens wie
folgt festgesetzt:

Tarifgruppe C 29,-- €/cbm
Tarifgruppe C1 50,-- €/cbm
Tarifgruppe C2 60,--€/cbm
Tarifgruppe E Sieb- und Rechenriickstande aus kommunalen Klaranlagen 155,-- €/cbm
Tarifgruppe E1 50,-- €/cbm
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Tarifgruppe E2 34,-- €/cbm

Tarifgruppe G 144,-- €/cbm
Tarifgruppe J 127,-- €/cbm
Tarifgruppe K 38,-- €/cbm

Flr PreBcontainer wird die doppelte Gebihr erhoben.

Abfille, die auBerhalb des Kreises Minden-Libbecke anfallen und angenommen werden, bleiben von der Geblhrenstruktur unberiihrt.
Die in der Anlage zu § 4 der Gebiihrensatzung fiir die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen des Kreises Minden-Liibbecke genannten
Abfalle mit der AVV-Abfallschlisselnummern 17 01 01 -Beton und 17 01 07 -Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 17 01 06 fallen, werden zusatzlich der Tarifgruppe C1 zugeordnet.

Artikel 1l

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Bestdtigung

Vorstehende 8. Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung des Kreises Minden-Liibbecke fiir die Benutzung der Abfallentsorgungsanla-
gen des Kreises stimmt im Wortlaut mit dem Beschluss des Kreistages vom 24. Oktober 2016 tiberein.

Ich bestatige hiermit, dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung Uber die 6ffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht vom
07.04.1981 (GV.NW.S. 224/SGV.NW 2023) verfahren worden ist.

Minden, den 11. November 2016

Dr. Ralf Niermann
Landrat

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 8. Satzung zur Anderung der Gebiihrensatzung des Kreises Minden-Liibbecke fiir die Benutzung der Abfallentsorgungs-
anlagen des Kreises wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) kann gegen diese
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefiihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaR 6ffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenlber dem Kreis vorher geriigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Minden, den 11. November 2016

Dr. Ralf Niermann
Landrat

314 Bekanntmachung

Mit Planfeststellungsanderungsbeschluss des Landrates vom 22.11.2016 - Az.: 68 82 02-35 - ist die Erweiterung des Kiesabbaues, ver-
bunden mit der Herstellung eines Gewassers, durch die Firma Kiesgruben GmbH Ovenstddt, Ovenstadter Str. 118, 32469 Petershagen,

auf den Grundstiicken Gemarkung Ovenstadt, Flur 3, Flurstlicke 6 und 11,

gemal § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes und § 152 des Landeswassergesetzes in Verbindung mit § 74 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen planfestgestellt worden.

Der Vorhabenstragerin wurden Auflagen erteilt. Private Einwendungen gegen das Vorhaben wurden im Verfahren nicht erhoben.
Der Beschluss liegt mit einer Ausfertigung des festgestellten Planes bei der Stadtverwaltung Petershagen, BahnhofstraRe 63 (Zimmer 37),
32469 Petershagen, wahrend der Dienststunden, und zwar montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, montags und donnerstags

von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr, dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, sowie freitags von 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr, vom 15. bis 29. Dezem-
ber 2016 zu jedermanns Einsicht aus.
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Der Beschluss wurde der Vorhabenstragerin und den bekannten Betroffenen zugestellt. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Be-
schluss gegeniber den (brigen Betroffenen als zugestellt.

Minden, den 24. November 2016
Az.: 68 82 02-35

Kreis Minden-Liibbecke
Der Landrat
- Umweltamt -
Im Auftrage:
Burkhard Witte

Vorstehende Bekanntmachung des Kreises Minden-Libbecke wird hiermit ortslblich bekannt gemacht.
Petershagen, den 24. November 2016
Stadt Petershagen

Der Burgermeister
Dieter Blume

315 Bekanntmachung
Offentliche Zustellung eines Bescheides

Die Zustellung eines Bescheides wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefiigt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreisblat-
tes an fiir 14 Tage befristet im Internet einsehbar.

316 Bekanntmachung
Offentliche Zustellung von BuBgeldbescheiden

Die Zustellung von BufRRgeldbescheiden wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefiigt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreis-
blattes an fiir 14 Tage befristet im Internet einsehbar.

317 Bekanntmachung
Offentliche Zustellung von Ordnungsverfiigungen

Die Zustellung von Ordnungsverfligungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefligt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des
Kreisblattes an fur 14 Tage befristet im Internet einsehbar.

318 Erscheinungstermine
des Amtlichen Kreisblattes
Nr. 36 Redaktionsschluss 08.12.2016 Ausgabe 15.12.2016
Nr. 37 Redaktionsschluss 21.12.2016 Ausgabe 30.12.2016
Nr. 1 Redaktionsschluss 05.01.2017 Ausgabe 12.01.2017
Nr. 2 Redaktionsschluss  19.01.2017 Ausgabe 26.01.2017
319 Bekanntmachung

Die 18. Sitzung des Rates der Stadt Bad Oeynhausen in der 10. Wahlperiode findet am
Mittwoch, den 14.12.2016, 17:00 Uhr,

im Rathaus |, Ostkorso 8, GroRRer Sitzungssaal statt.

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1 Formalien

2 Mindliche Anfragen von Einwohnern (Beschrankung auf hochstens 30 Minuten)

3 MaRnahme 17 aus dem Integrierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzept (ISEK) "Mindener StralRe - Nordbahn -
Innenstadt", "Verbesserung der Aufenthaltsqualitdt von Teilbereichen der FulRgangerzone"

4 ISEK Stadtebauférderantrag 2017
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10

11

12

13
14
15
16
17
18

19

20
21
22

23

24

25

26
27
28

29

Abschluss eines ErschlieBungsvertrages;
ErschlieBungsgebiet "Ostl. Korbmacherstralle"

Radschnellweg OWL "Léhne-Bad Oeynhausen"

Umsetzung Klimaschutzkonzept/Teilnahme am European Energy Award: Aktualisierung 'Energiepolitisches
Arbeitsprogramm'

Entgeltordnung fiir die stédt. Bader vom 24.02.2010
hier: Anderung zum 01.05.2017

Errichtung eines Sporthallenbades Standort Sielbad

Bildung einer Einigungsstelle gem. § 67 LPVG

Satzung Uber die Errichtung, Herrichtung, Unterhaltung und Benutzung eines Ubergangsheimes
der Stadt Bad Oeynhausen in Bad Oeynhausen, Mindener Str. 4

(Wohncontaineranlage auf dem Mehrzweckplatz); hier Neufassung

Richtlinie zur Schutzzielerfullung, Starkung des Ehrenamtes und der Nachwuchsgewinnung in der Freiwilligen
Feuerwehr der Stadt Bad Oeynhausen

Bestellung eines Leiters und eines stellvertretenden Leiters der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Oeynhausen
Einrichtung eines Mehrgenerationenhaus im sldlichen Stadtgebiet

Anderung der Satzung fiir das Jugendamt der Stadt Bad Oeynhausen

Wirtschaftsplan 2017 fiir den stadtischen Eigenbetrieb Staatsbad Bad Oeynhausen

Berichterstattung Uber die wirtschaftliche Entwicklung der Stadtwerke Bad Oeynhausen AGR

Uber- und auBerplanmiRige Aufwendungen und Auszahlungen im Haushaltsjahr 2016 (01.01. - 15.11.2016)

Feststellung des Jahresabschlusses der Stadt Bad Oeynhausen zum 31.12.2015 und Beschluss Uber die Entlastung
des Blirgermeisters

Stellenplan 2017

Erlass der Haushaltssatzung 2017

Erlass der 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadtwerke Bad Oeynhausen A6R Uber die Entwésserung der Grund-
stiicke und den Anschluss an die 6ffentliche Abwasseranlage (Entwdsserungssatzung) vom 13.01.2011 in der gelten-

den Fassung

Erlass der 3. Anderungssatzung zur Satzung der Stadtwerke Bad Oeynhausen ASR iiber die Erhebung von Kanalan-
schlussbeitragen und Abwassergebiihren vom 13.01.2011 in der geltenden Fassung

Erlass der 2. Anderungssatzung zur Satzung der Stadtwerke Bad Oeynhausen A6R iiber die Entsorgung von Grund-
stiicksentwasserungsanlagen in der Stadt Bad Oeynhausen vom 13.01.2011 in der geltenden Fassung

Erlass der 6. Anderungssatzung zur Satzung der Stadtwerke Bad Oeynhausen A&R iiber die StraRenreinigung und Stra-
Renreinigungsgebihrensatzung vom 18.12.2008 in der geltenden Fassung

Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen gem. § 60 Abs. 1 GO NRW
Ausschussberichte - 6ffentliche Sitzung - und soweit erforderlich Genehmigung der gefassten Beschliisse
Schriftliche Bekanntgaben - 6ffentliche Sitzung

Bekanntgaben und Anfragen - 6ffentliche Sitzung

Nichtoffentlicher Teil

30

31
32
33
34

35

Grunderwerb zur Optimierung des Abgrabungsgewdssers im Bereich Lohbusch;
auBerplanmaRige Verpflichtungsermachtigung in 2016 fiir 2017

Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen gem. § 60 Abs. 1 GO NRW

Ausschussberichte - nichtoffentliche Sitzung und soweit erforderlich Genehmigung der gefassten Beschliisse
Schriftliche Bekanntgaben - nichtoffentliche Sitzung

Bekanntgaben und Anfragen - nichtoffentliche Sitzung

Veroffentlichung der in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse

Bad Oeynhausen, den 01.12.2016

Stadt Bad Oeynhausen
Wilmsmeier
Blrgermeister
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320 Bekanntmachung

Ubermittlungssperren nach dem Bundesmeldegesetz (BMG)

Die Meldebehérde hat gemaR Bundesmeldegesetz (BMG) die Einwohner einmal jihrlich Giber die Méglichkeit der Eintragung von Ubermitt-
lungssperren nach diesem Gesetz zu unterrichten.

Bei einer Ubermittlungssperre nach §§ 36 Abs. 2, § 42 Abs. 2 und § 50 Abs. 1-3 BMG kann jeder Betroffene der Weitergabe seiner Daten
1. an die Wehrverwaltung (§ 36 Abs. 2 BMG)

2. an die Religionsgesellschaften im Hinblick auf die Daten der Familienangehdrigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner
offentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehdren (§ 42 Abs. 3 BMG)

3. an Parteien, Wahlergruppen und ahnliche Organisationen im Zusammenhang mit Wahlen, Abstimmungen, Birger- und Volksbe-
gehren (§50 Abs. 1 BMG)

4. aus Anlass eines Alters- oder Ehejubildums an Mitglieder ausgewadhlter staatlicher oder kommunaler Vertretungskorperschaften —
Mandatstrager, Presse und Rundfunk (§ 50 Abs. 2 BMG)

5. an Adressbuchverlage (§ 50 Abs. 3 BMG)
widersprechen. Die Ubermittlungssperre hat solange im Melderegister Bestand, bis sie widerrufen wird.
Betroffene, die von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen wollen, werden gebeten, die entsprechende Erklarung schriftlich oder per-
sonlich zur Niederschrift im Bilirgerblro der Stadt Bad Oeynhausen, Ostkorso 8, 32545 Bad Oeynhausen, abzugeben. Eine Begrindung ist

nicht erforderlich.
Ein entsprechender Vordruck ist im Internetportal der Stadt Bad Oeynhausen unter www.badoeynhausen.de eingestellt.

Bad Oeynhausen, 27.10.2016
Stadt Bad Oeynhausen
Der Burgermeister
Wilmsmeier

321 Bekanntmachung
. der Stadt Bad Oeynhausen
Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die mandatierende Wahrnehmung
der Rufbereitschaft fiir die ortliche Ordnungsbehorde der Stadt Lohne
durch die Stadt Bad Oeynhausen

Auf die im Amtlichen Kreisblatt des Kreises Minden-Liibbecke Nr. 35 vom 08.12.2016 bekannt gemachte 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
Uber die mandatierende Wahrnehmung der Rufbereitschaft fiir die 6rtliche Ordnungsbehdrde der Stadt Lohne durch die Stadt Bad Oeynhau-
sen wird gemal § 24 Abs. 3 S. 2 des Gesetzes Uiber kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zu-
letzt geandert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 204), hingewiesen.

Bad Oeynhausen, den 21.11.2016
Der Biurgermeister
Wilmsmeier

322 Bekanntmachung
. der Stadt Bad Oeynhausen
Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die mandatierende Wahrnehmung
der Rufbereitschaft fiir die 6rtliche Ordnungsbehorde der Stadt Vlotho
durch die Stadt Bad Oeynhausen

Auf die im Amtlichen Kreisblatt des Kreises Minden-Liibbecke Nr. 35 vom 08.12.2016 bekannt gemachte 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
Uber die mandatierende Wahrnehmung der Rufbereitschaft fiir die 6rtliche Ordnungsbehorde der Stadt Viotho durch die Stadt Bad Oeyn-
hausen wird gemaR § 24 Abs. 3 S. 2 des Gesetzes Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 204), hingewiesen.

Bad Oeynhausen, den 21.11.2016

Der Burgermeister
Wilmsmeier
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323 Bekanntmachung

iber den Satzungsbeschluss der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 4
,Gebiet zwischen Bismarckstralle, Rolandstralle, GneisenaustraRe und Steinstrafle”
der Stadt Bad Oeynhausen

Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 09.11.2016 die 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 4 ,Gebiet zwischen Bismarck-
stralle, RolandstralRe, Gneisenaustrale und Steinstrae” im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB gemaR § 10 BauGB vom 23.09.2004
(BGBI. 1S. 2114) in der zur Zeit geltenden Fassung mit folgender Beschlussfassung als Satzung beschlossen:

1.

Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen nimmt zur Kenntnis, dass im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB zur Durchfiihrung der 3. Anderung des Bebauungs-
planes Nr. 4 ,Gebiet zwischen BismarckstraRe, RolandstraBe, GneisenaustraRe und Steinstrale” eingegangenen Stellungnahmen keine Beden-
ken vorgebracht wurden.

2.

Nach Abschluss des vereinfachten Anderungsverfahrens gemaR § 13 BauGB wird die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 4 ,Gebiet
zwischen BismarckstraRe, RolandstralRe, GneisenaustraRe und SteinstraBe” gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Der Geltungsbereich der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 4 ,Gebiet zwischen BismarckstraRe, RolandstraRe, GneisenaustraBe und Stein-
straBe” umfasst die Flurstiicke 744, 884, 984 und 988, Flur 11, Gemarkung Bad Oeynhausen. Der genaue Grenzverlauf des Geltungsbereichs ist
dem beigefligten Lageplan zu entnehmen.

Die 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 4 ,Gebiet zwischen BismarckstraRe, RolandstraRe, GneisenaustraRe und SteinstraRe” bestehend aus
der Planzeichnung, dem Textteil und der beigefligten Begriindung kann bei der Stadtverwaltung Bad Oeynhausen, Rathaus Il, Schwarzer Weg 6,
Bereich Stadt- und Verkehrsplanung, Zimmer 60, wahrend der Dienststunden eingesehen werden. Uber den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft
erteilt.

Hinweise:

1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB uber die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschadigungsan-
spriiche flr durch die 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 4 ,Gebiet zwischen BismarckstraRe, RolandstraRe, GneisenaustralRe und Stein-
straBe” eintretende Vermogensnachteile sowie Giber das Erloschen von Entschadigungsanspriichen wird hingewiesen.

2) GemaR § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
b) eine unter Berticksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften tiber das Verhaltnis des Bebauungsplans und des
Flachennutzungsplans und
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mangel des Abwadgungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegeniliber der Stadt Bad Oeynhausen, Rathaus II,
Schwarzer Weg 6, 32549 Bad Oeynhausen, unter Darlegung des die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.
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3) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gegen
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefiihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemal 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Biirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Stadt Bad Oeynhausen vorher geriigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung

Die Stadt Bad Oeynhausen macht hiermit den Beschluss {iber die Satzung der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 4 ,Gebiet zwischen Bis-
marckstraRe, Rolandstralle, Gneisenaustralle und SteinstralRe” gemdal § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch 6ffentlich bekannt. Ort und Zeit der Einsicht-
nahme sowie die auf Grund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen erforderlichen Hinweise werden hiermit 6f-
fentlich bekannt gemacht.

GemaR § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung — BekanntmVO - vom 26.08.1999 (GV NRW S.516) wird bestatigt, dass der Wortlaut des be-
kanntzumachenden Satzungsbeschlusses mit dem Ratsbeschluss vom 09.11.2016 bereinstimmt und dass gemall § 2 Abs. 1 und 2 Bekanntma-
chungsverordnung verfahren worden ist.

Mit der Bekanntmachung im Amtlichen Kreisblatt tritt die 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 4 ,Gebiet zwischen BismarckstraRe, Roland-
straBe, GneisenaustralRe und Steinstrale” der Stadt Bad Oeynhausen in Kraft.

Bad Oeynhausen, den 28.11.2016

Wilmsmeier
(Burgermeister)

324 Bekanntmachung

tiber den Satzungsbeschluss der 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 102
»Besebrucher StraBe” der Stadt Bad Oeynhausen

Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 09.11.2016 die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 102 ,Besebrucher StraRe” im
beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB gemaR § 10 BauGB vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2114) in der zur Zeit geltenden Fassung mit folgen-
der Beschlussfassung als Satzung beschlossen:

1.

Die im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trigern éffentli-
cher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB zur Durchfiihrung der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 102 ,Besebrucher StraRe“ eingegangenen
Anregungen werden zur Kenntnis ggnommen und gem. der Abwégung in Anlage 1 zur Druckvorlage beschlossen.

N.ach Abschluss des beschleunigten Anderungsverfahrens gemaR § 13 a BauGB wird die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 102 ,,Besebru-
cher Stralle” gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Der Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 102 ,Besebrucher StraBe” umfasst die Flurstiicke 305, 311, 312 und 310, Flur 7,
Gemarkung Wulferdingsen.
Der genaue Grenzverlauf des Geltungsbereichs ist dem beigefligten Lageplan zu entnehmen.

9 . L
B-Plan

e

—— Breedenkamp,

ek

Breedenhagen

e

91,2
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Die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 102 ,Besebrucher StraRe” bestehend aus der Planzeichnung, dem Textteil und der beigefiigten Be-
grindung sowie die Artenschutzrechtliche Priifung (ASP) kann bei der Stadtverwaltung Bad Oeynhausen, Rathaus Il, Schwarzer Weg 6, Bereich
Stadt- und Verkehrsplanung, Zimmer 60, wahrend der Dienststunden eingesehen werden. Uber den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt.

Hinweise:

1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB (ber die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschddigungsan-
spriche fiir durch die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 102 ,Besebrucher StraRe” eintretende Vermogensnachteile sowie tber das Er-
I6schen von Entschadigungsanspriichen wird hingewiesen.

2) GemaR § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
b) eine unter Berlcksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften iber das Verhaltnis des Bebauungsplans und des
Flachennutzungsplans und
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mangel des Abw&gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegeniliber der Stadt Bad Oeynhausen, Rathaus II,
Schwarzer Weg 6, 32549 Bad Oeynhausen, unter Darlegung des die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gegen
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefiihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaR 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Blirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Stadt Bad Oeynhausen vorher geriigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung

Die Stadt Bad Oeynhausen macht hiermit den Beschluss {iber die Satzung der 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 102 , Besebrucher StraRe”
gemaR § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch 6ffentlich bekannt. Ort und Zeit der Einsichtnahme sowie die auf Grund des Baugesetzbuches und der Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfalen erforderlichen Hinweise werden hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

GemaR § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung — BekanntmVO - vom 26.08.1999 (GV NRW S.516) wird bestatigt, dass der Wortlaut des be-
kanntzumachenden Satzungsbeschlusses mit dem Ratsbeschluss vom 09.11.2016 ubereinstimmt und dass gemall § 2 Abs. 1 und 2 Bekanntma-
chungsverordnung verfahren worden ist.

Mit der Bekanntmachung im Amtlichen Kreisblatt tritt die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 102 ,Besebrucher StraRe” der Stadt Bad Oeyn-
hausen in Kraft.

Bad Oeynhausen, den 28.11.2016

Wilmsmeier
(Burgermeister)

325 Bekanntmachung

Satzung liber die Abfallentsorgung in der Stadt Liibbecke vom 22.11.2016"

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW., S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 685 ), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG)
vom 24.02.2012 (BGBI. | 2012, S. 212ff.), § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBI. | 2002, S. 1938ff., zuletzt geandert durch
Art. 5 Abs. 23 des Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012, BGBI. | 2012, S. 257), der §§ 8 und 9
des Abfallgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geandert durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV. NRW.
S. 863, ber. 975), sowie des § 17 des Gesetzes liber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. I,
S. 602), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 29.07.2009 (BGBI. | 2009, S. 2353) hat der Rat der Stadt Liibbecke in seiner Sitzung vom 17.11.2016
folgende Satzung beschlossen:

§1
Aufgaben und Ziele

(1) Die Stadt Lubbecke betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach MaRgabe der Gesetze und dieser Satzung als 6ffentliche Einrich-
tung. Diese oOffentliche Einrichtung wird als ,kommunale Abfallentsorgungseinrichtung” bezeichnet und bildet eine rechtliche und wirt-
schaftliche Einheit.

(2) Die Stadt Lubbecke erfillt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zugewiesen sind:

1. Einsammeln und Befordern von Abfallen, die im Stadtgebiet anfallen.
2. Information und Beratung Uber die Moglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und
Entsorgung von Abféllen (§ 46 KrWG)
3.  Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von StraBenpapierkorben, soweit dies nach den ortlichen Gegebenheiten erforderlich ist.
4.  Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit zugédnglichen Grundstiicken im Stadtgebiet.

! Hinweis zum Satzungstext: Die Bezeichnung der mannlichen Form (z.B. der Eigentiimer) gilt gleichermaRen fiir die weibliche Form.
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(3)

Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung und Deponierung der Abfalle wird vom Kreis Minden-Libbecke nach einer von ihm
hierfiir erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen.

Die Stadt Lubbecke kann sich zur Durchfiihrung der Aufgaben nach den Absatzen 1 und 2 Dritter bedienen (§ 22 KrWG).

Die Stadt Lubbecke wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen, die auf Grundstiicken oder in 6ffentlichen Einrichtungen der Gemeinde
durchgefiihrt werden, die MaRgaben des § 2 LAbfG NRW beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsglter verwendet werden, die
sich durch Wiederverwendbarkeit oder Verwertbarkeit auszeichnen.

§2
Abfallentsorgungsleistungen der Stadt Liibbecke

Die Entsorgung von Abfallen durch die Stadt Lilbbecke umfasst das Einsammeln und Beférdern der Abfille zu den Abfallentsorgungsanla-
gen oder Millumschlagstationen des Kreises Minden-Libbecke, wo sie sortiert, verwertet oder umweltvertraglich beseitigt werden.
Wiederverwertbare Abfélle werden getrennt eingesammelt und beférdert, damit sie einer Verwertung zugefiihrt werden kénnen.

Im Einzelnen erbringt die Stadt Liibbecke gegeniiber den Benutzern der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallent-
sorgungsleistungen:

1. Einsammeln und Beférdern von Restmdill.

2. Einsammeln und Beférdern von Bioabféllen. Unter Bioabfallen sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfall-
anteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG) wie z.B. Speisereste, Zimmer- und Gartenpflanzen, Straucher, Strauch- und Baumast-
schnitt, Rasenschnitt, Laub und sonstige Gartenabfalle.

3. Einsammeln und Beférdern von Altpapier, soweit es sich nicht um Einweg-Verkaufsverpackungen aus Pappe/Papier/Karton handelt.

4. Einsammeln und Beférdern von sperrigen Abfallen/Sperrmdill.

5. Einsammeln und Beférdern von Elektro- und Elektronik-Altgerdten nach dem ElektroG und § 16 Abs. 3 dieser Satzung.

6. Einsammeln und Beférdern von Griin- und Gartenabfallen.

7. Einsammeln und Beférdern von schadstoffhaltigen Abfallen in stationdren Sammelstellen und/oder mit Schadstoffmobilen.

8. Einsammeln und Beférdern von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit zugédnglichen Grundstlicken im Ge-
meindegebiet.

9. Information und Beratung tGber die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von Abfallen.
10. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von StraRenpapierkérben

Das Einsammeln und Beférdern der Abfalle erfolgt durch eine grundstiicksbezogene Abfallentsorgung mit AbfallgefaRen (Restmdill, Bioab-
fall und Altpapier), durch grundstiicksbezogene Sammlungen im Holsystem (Sperrmdill, Strauch-/Griin-/Baumschnitt) sowie durch eine
getrennte Einsammlung von Abféallen auRerhalb der regelmaRigen grundstiicksbezogenen Abfallentsorgung im Bringsystem (Elektro- und
Elektronikgeradte nach dem ElektroG). Die ndheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 — 16 dieser Satzung geregelt.

Das Einsammeln und Bef6érdern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbund-
stoffen erfolgt im Rahmen des privatwirtschaftlichen Dualen Systems nach § 6 Verpackungsverordnung.

Ausgeschlossene Abfille

Vom Einsammeln und Beférdern durch die Stadt Liibbecke sind gemaR § 20 Abs.2 KrWG mit Zustimmung der zustandigen Behorde aus-
geschlossen:

1.  Gebrauchte Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen und Verbundstoffen sowie alle weiteren
Abfille, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG einer Riicknahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechende
Ricknahmevorrichtungen tatsachlich zur Verfliigung stehen und bei denen die Stadt Libbecke nicht durch Erfassung als ihr Gbertra-
gene Aufgabe bei der Riicknahme mitwirkt (§ 20 Abs.2 Satz 1 KrWG).

2. Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-tungen, insbesondere aus Industrie- und Gewerbebe-
trieben, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfillen eingesammelt, be-
fordert oder beseitigt werden kénnen oder die Sicherheit der umweltvertraglichen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirt-
schaftsplan des Landes durch einen anderen 6ffentlich-rechtlichen Entsorgungstrager oder Dritten gewahrleistet ist (§ 20 Abs. 2
Satz 2 KrWG). Die Entscheidung dariber, welche Abfélle aufgrund ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit ausgeschlossen sind, trifft
die Stadt Libbecke im Einzelfall.

3. Abfille, die nicht in der als Anlage 1 zu der Satzung tiber die Abfallentsorgung im Kreis Minden-Liibbecke in der jeweils giiltigen
Fassung geflihrten Liste (Positivkatalog) enthalten sind. Dies gilt auch dann, wenn diese Abfalle mit anderen - nicht ausgeschlosse-
nen Abfallen - vermischt sind, ungeachtet des Mischungsverhaltnisses.

Die Stadt Liibbecke kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zu-standigen Behorde widerrufen, wenn die Vorausset-
zungen fiir den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs.2 Satz 3 KrWG).

-320-



§4
Sammeln von schadstoffhaltigen Abfillen

(1) Abfalle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit einer
getrennten Entsorgung bediirfen (gefdhrliche Abfille i.S.d. § 3 Abs. 5 KrWG i.V.m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung)
werden von dem Kreis Minden-Liibbecke bei den von ihm betriebenen stationdren Sammelstellen und/oder mobilen Sammelfahrzeugen
angenommen. Dies gilt auch fur Kleinmengen vergleichbarer Abfille aus Gewerbe und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den in
Satz 1 genannten Abfallen entsorgt werden kdnnen.

(2) Gefdhrliche Abfalle im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG i.V.m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung diirfen nur in haushaltstbli-
chen Mengen und nur zu den von der Stadt Libbecke bekanntgegebenen Terminen an den Sammelstellen und/oder Sammelfahrzeugen
angeliefert werden. Die Standorte der Sammelstellen und/oder Sammelfahrzeuge werden von der Stadt Liilbbecke bekanntgegeben.

§5
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentimer eines im Gebiet der Stadt Liibbecke liegenden Grundstticks ist im Rahmen der §§ 2 bis 4 dieser Satzung berechtigt, von
der Stadt Liibbecke den Anschluss seines Grundstiickes an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht).

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt Libbecke haben im Rahmen der §§ 2 bis 4 dieser Satzung
das Recht, die auf ihren Grundstiicken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfille der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu tber-
lassen (Benutzungsrecht).

§6
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentimer eines im Gebiet der Stadt Liibbecke liegenden Grundstiickes ist verpflichtet, sein Grundstiick an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung anzuschlieBen, wenn das Grundstiick von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschluss-
zwang). Der Eigentiimer eines Grundstickes als Anschlusspflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer ( z.B. Mieter, Pachter ) auf einem an
die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstiick ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 4 die auf seinem Grundstiick oder
sonst bei ihm anfallenden Abfalle zur Beseitigung und Abfalle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung zu Uberlassen (Benutzungszwang). Abfélle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 Nr.
2 GewAbfV Abfille, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensfiihrung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zuge-
hérigen Grundstiicks- oder Gebaudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des be-
treuten Wohnens.

(2) Eigentimer von Grundsticken und Abfallerzeuger/Abfallbesitzer auf Grundstiicken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B.
gewerblich/ industriell genutzt werden, haben gleichermaRen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstiicken Abfille
zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung fir ge-
werbliche Siedlungsabfalle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-Restmilltonne zu benutzen. Die Zuteilung des GefaRvolumens fiir
die Pflicht-Restmiilltonne erfolgt auf der Grundlage der MaRRgaben in § 11 Abs. 3 dieser Satzung. Gewerbliche Siedlungsabfalle sind nach
§ 2 Nr. 1 GewADbfV, Siedlungsabfille aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-
Verordnung aufgefiihrt sind, insbesondere gewerbliche und industrielle Abfalle, die Abfallen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer
Beschaffenheit und Zusammensetzung dhnlich sind sowie Abfalle aus privaten und 6ffentlichen Einrichtungen.

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch fir Grundstiicke, die anderweitig z.B. gewerblich/industriell
und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstticke). Die Nutzung einer
gemeinsamen Restmdilltonne durch die privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfallen ist auf
Antrag moglich.

(4) Das Verbrennen von Abfillen ist grundsatzlich verboten. Die Ordnungsbehorde der Stadt Liilbbecke kann nach § 28 Absatz 2 KrWG unter
dem Vorbehalt des Widerrufs Ausnahmen vom Verbrennungsverbot zulassen, wenn dadurch das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-

trachtigt wird. Das Abbrennen von sog. Brauchtumsfeuern ist in der Ordnungsbehordlichen Verordnung zur Aufrechterhaltung der 6ffent-
lichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Libbecke in der jeweils geltenden Fassung geregelt.

§7
Ausnahmen vom Benutzungszwang
Ein Benutzungszwang nach § 5 besteht nicht,
- soweit Abfalle gemaR § 3 dieser Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind;

- soweit Abfalle einer Riicknahme- oder Riickgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Stadt Libbecke
an deren Riicknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs.2 Satz 1 Nr. 1 KrWG);

- soweit Abfélle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrwWG freiwillig zuriickgenommen werden, wenn dem zuriicknehmen-
den Hersteller oder Vertreiber durch die zustandige Behorde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 oder Abs. 6 KrWG
erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG)

- soweit Abfalle zur Verwertung, die nicht gefahrlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2,
§ 18 KrWG zuldssige gemeinniitzige Sammlung einer ordnungsgeméaRen und schadlosen Verwertung zugefiihrt werden;

- soweit Abfille, die nicht gefahrlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrW-/AbfG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG
zulassige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemaRen und schadlosen Verwertung zugefiihrt werden.
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(2)

§8
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung

Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstiicken, die von privaten
Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit der/die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige schliissig und nachvollzieh-
bar nachweist, dass er/sie nicht nur willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstiick anfallenden
kompostierbaren Stoffe ordnungsgemaR und schadlos i.S.d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstick selbst so zu behandeln, dass eine
Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch Geriiche oder Siedlungsungeziefer (z. B. Ratten), nicht entsteht
(Eigenverwertung). Die Stadt Lubbecke stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest,
ob und inwieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemall § 17 Abs.1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht.

Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei Grundstiicken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B.
industriell/gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt werden, wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei
ihm anfallenden Abfille zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und keine iiberwiegenden &ffentlichen Interesse
eine Uberlassung der Abfille zur Beseitigung erfordern. Die Stadt Liibbecke stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss-
und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemaR § 17 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz
KrWG besteht.

§9
Selbstbeforderung zu Abfallentsorgungsanlagen

Erzeuger/Besitzer von Abfallen, deren Einsammeln und Beférdern durch die Stadt Liilbbecke gemaR § 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist, sind
verpflichtet, ihre Abfalle zum Zwecke des Verwertens, Behandelns, Lagerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung Uber die Abfallentsor-
gung im Kreis Minden-Libbecke vom 20. Oktober 2015 (Amtliches Kreisblatt Nr. 4, 2016) in der jeweils geltenden Fassung zu der vom Kreis
angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Abfallentsorgungsanlage zu befordern oder beférdern zu lassen. Soweit der Kreis das
Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfdlle ebenfalls ausgeschlossen hat, sind die Abfélle zum Zwecke des Behandelns, Lagerns oder
Ablagerns zu einer sonstigen daflr zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu beférdern oder beférdern zu lassen.

(1)

()

(1)

(2)

(4)

§10
Abfallbehdlter und Abfallsdcke

Die Stadt Liibbecke bestimmt nach MaRgabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der Abfallbehélter, deren Standplatz auf
dem Grundstiick oder einem abweichenden Ort, ob und wie die Abfélle voneinander getrennt zu halten sind sowie die Haufigkeit und
den Zeitpunkt der Abfuhr.

Fiir das Einsammeln von Abféllen sind folgende Abfallbehélter zugelassen:

a) Abfallbehélter mit schwarzem Deckel fir Restmiill in den GefaRgroRen 60 I, 80 1, 120 | und 240 | sowie GroRbehalter (in dunkelgrau
oder schwarz) in den GréRen 770 | und 1.100 I.

b) Abfallbehalter mit blauem Deckel fiir Altpapier in den GefaRgroRen 120 | und 240 | sowie GroRbehélter in den GréRen 770 | und
1.1001.

c) Abfallbehélter mit braunem Deckel fiir Bioabfélle in den GefaRgroRen 601, 801, 120 | und 240 I.

d) Abfallbehilter mit griinem Deckel fiir saisonbedingte zusatzliche Bioabfélle in der GefaRgréRe 120 1.

e) Rote Beistellsacke fiir Windeln.

f)  Transparente Beistellsdcke fiir zusatzlichen Restmuill im Ausnahmefall (z.B. wegen Versdumen des Abfuhrtermins)

g) Depotcontainer fir Weilk-, Braun-, Buntglas.

h) Gelbe Abfallsacke fur gebrauchte Einweg-Verkaufsverpackungen aus Metallen/ Kunststoffen/Verbundstoffen.

§11
Anzahl und GroRBe der Abfallbehdlter

Jedes Grundstiick erhalt einen Abfallbehalter mit schwarzem Deckel fiir Restmiill, einen Abfallbehalter mit blauem Deckel fiir Altpapier,
einen Abfallbehélter mit braunem Deckel fiir Bioabfalle sowie gelbe Abfallsacke.

Restmdllbehalter flir Wohngrundstiicke werden nach folgender Tabelle von Amts wegen den Grundstiicken zugeordnet. Die Anschluss-
pflichtigen haben die Auslieferung in dieser Mindestausstattung zu dulden:

gemeldete Personen Behalter bzw. Behalterkombination
MGB

60

80

120

240

240

240
240/120
240/120
240/240

10 240/240

11 240/240

12 240/240/120

Fur Grundstiicke mit mehr als 12 Personen wird die Mindestausstattung ggf. durch Multiplikation aus der vorstehenden Tabelle ermittelt.
Soweit moglich und notwendig, werden dann auch Behélter der GroRen MGB 770 | und 1.100 | zugeordnet. Die Benutzung der bereitge-
stellten Behalter ist gleichzeitig mit der Nutzung des Grundstlickes aufzunehmen.

Vo) {o.o) EN] [e)] (5] F=N [OV) § \N] [ o)

Die Mindestausstattung nach der Tabelle in Abs. 2 bzw. nach Abs. 3 gilt als Richtwert. Auf Wunsch der Nutzungsberechtigten oder des
Eigentliimers werden darlber hinaus Behalter in beliebiger Anzahl und GroRe bereitgestellt. Nur auf schriftlichen Antrag des Eigentimers
ist ein Abweichen von der Mindestausstattung bis zu einer absoluten Untergrenze von 6 |/Person/Woche mdglich. Das Antragsverfahren
richtet sich nach § 11 Abs. 10.
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(7)

(8)

(€)

(10)

(1)

(2)

(3)

(4)

(1)

(2)

3)

(4)

Flr ganz oder teilweise gewerblich genutzte Grundstiicke erfolgt die Zuordnung nach den Gegebenheiten des Einzelfalls. Die Mindestaus-
stattung solcher Grundstiicke ist eine GefaRgréRe von 80 I. Sind auch Personen mit Wohnsitz gemeldet, gilt als Mindestausstattung
diejenige nach Abs. 2, jedoch ohne die GefaRgroRe 60 I.

Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festgestellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behaltervolumen nicht
ausreicht, so hat der Grundstiicks-eigentimer die Aufstellung eines AbfallgefdRes mit dem nachst gréReren Behéltervolumen zu dulden
(z.B. 120 Liter statt 80 Liter).

Haushalte mit besonderen Bedarfssituationen (z.B. mit windeltragenden Kleinkindern oder Familienmitgliedern) erhalten auf Antrag
Beistellsiacke, die abweichend von den lbrigen Abfuhrterminen abgeholt werden. Der Antrag ist bei Fortdauer des Bedarfs jahrlich neu zu
stellen. Der Fortfall des Bedarfs ist der Stadt anzuzeigen.

Haushalte mit saisonbedingtem Mehraufkommen an Bioabfillen (Griinschnitt, sonstige Gartenabfille etc.) erhalten auf Antrag eine
Saisonbiotonne mit griinem Deckel. Die Abfuhr erfolgt zeitgleich mit der Abfuhr der Behélter mit braunem Deckel.

Haushalte erhalten auf Antrag Beistellsacke fir Restmiill. Die Nutzung eines Abfallsacks fiir Restmill ist nur im Ausnahmefall moglich, z.B.
weil der Abfuhrtermin versaumt worden ist. Fir regelmaRig anfallendes Mehraufkommen (Feste, Feiertage, Aufraumarbeiten etc.) ist
entsprechendes Volumen im regularen Restmiillbehalter vorzusehen.

Ein Umtausch von Abfallbehaltern kann von Amts wegen oder auf Antrag des Anschlusspflichtigen erfolgen. Dieser erfolgt an einem von
der Stadt Lubbecke im Einzelfall bestimmten Termin. Durch den Umtausch darf die Mindestausstattung nach den Abs. 2 - 4 nicht unter-
schritten werden. Flr den Umtausch sind die Behélter entleert und gesaubert am Grundstiick bereitzustellen.

§12
Standplatz und Transportweg fiir Abfallbehdlter

Die Abfallbehalter sind am Abholtage bis 6.00 Uhr so am stralenseitigen Gehwegrand oder, wenn kein Gehweg vorhanden ist, am grund-
stiicksseitigen StraBenrand aufzustellen, dass Verkehrsteilnehmer nicht geschadigt, gefahrdet oder mehr, als nach den Umstanden
unvermeidbar, beldstigt werden.

Fur die Abfallbehalter der GroRen 770 | und 1.100 | wird der Standplatz auf dem Grundstiick oder einem abweichenden Ort von der Stadt
Lubbecke festgelegt. Sie kann die Art und Weise der Unterbringung der Behélter (in Nischen etc.) im Einzelfall vorgeben, wenn es einem
ordnungsgemaRen bzw. sachgerechten Ablauf der Millabfuhr dient.

Nach der Entleerung sind die Abfallbehélter unverziiglich von der StraRe zu entfernen. Verunreinigungen, die infolge der im StraRenbe-
reich aufgestellten Abfallbehélter bzw. Abfallsdcke auf der StraBe entstehen, sind unverziiglich vom Grundstiickseigentiimer zu beseiti-
gen. Dies gilt auch, wenn eine missbrauchliche Behandlung durch Dritte Ursache der Verschmutzung ist.

Die Abfallbehalter fiir Grundstiicke, die nicht an offentlichen StraBen liegen oder die wegen der Stralenbreite bzw. der fehlen-
den/ausreichenden Wendemaglichkeiten fiir die Sammelfahrzeuge oder aus anderen Griinden nicht angefahren werden kénnen, sind
vom Grundstickseigentiimer flr die Abfuhr zur nachstgelegenen befahrbaren Stelle zu bringen. Die Stadt Liibbecke legt diesen Ort im
Einzelfall fest. Die Vorbringungsbringungspflicht gilt nicht, wenn im Einzelfall die Unzumutbarkeit der Leistung durch den Grundstiicksei-
gentimer festgestellt wird. Die Vorbringungspflicht gilt auch im Fall voribergehender Behinderungen der Zufahrt (z.B. Baustellen). Das in
diesen Fillen erfolgte Aufstellen der Millbehélter vor fremden Grundstiicken ist von den betroffenen Grundstiickseigentiimern zu
dulden.

Kénnen Grundstilicke entsprechend Abs. 4 nicht angefahren werden, kann die Stadt Libbecke einen dauerhaften Millbehalterstandplatz
an einem der nachstgelegenen anfahrbaren Orte festlegen. In diesem Fall sind die Abfalle nicht auf dem Grundstick einzufiillen, sondern
am festgelegten Ort.

§13
Benutzung der Abfallbehdlter

Die Abfallbehalter werden von der Stadt Libbecke oder einem von ihr beauftragten Dritten gestellt und unterhalten. Sie bleiben ihr
Eigentum oder im Falle einer externen Bewirtschaftung das Eigentum des Beauftragten. Abweichend davon kénnen Behalter der GréRen
770 1 und 1.100 | auch durch den Anschlussnehmer angeschafft und unterhalten werden.

Die Abfalle missen in die von der Stadt Libbecke gestellten Abfallbehalter oder die dafiir zur Verfliigung gestellten Depotcontainer ent-
sprechend deren Zweckbestimmung eingefillt werden. Abfalle diirfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereitgestellt oder
neben die Abfallbehalter oder Depotcontainer gelegt werden.

Der Grundstiickseigentiimer hat dafiir zu sorgen, dass die Abfallbehéalter allen Hausbewohnern zuganglich sind und ordnungsgemafl
benutzt werden kénnen. Er hat, soweit auch er Abfallbesitzer i.S.d. § 3 Abs. 9 KrWG ist, sicherzustellen, dass eine ordnungsgemaRe Befiil-
lung der Abfallbehélter sowie deren Aufstellung im Abholbereich tatsachlich erfolgt.

Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfille nach Bioabfillen, Altpapier, Metallen/Kunststoffen/Verbundstoffen (insbesondere
Verkaufsverpackungen aus diesen Materialien), Glas sowie Restmiill getrennt zu halten und wie folgt zur Einsammlung im Rahmen der
Abfallentsorgung durch die Stadt Libbecke bereit zu halten bzw. in die dafiir vorgesehenen Sammelcontainer zu fillen.

1. Bioabfalle sind in den Abfallbehalter mit braunem Deckel, bei saisonbedingtem Mehraufkommen zuséatzlich in den Abfallbehélter mit
griinem Deckel (soweit vorhanden), einzufillen. Dieser/diese stehen auf dem Grundstiick des Abfallbesitzers zur Verfiigung. Bioab-
falle sind in diesem/diesen Abfallbehalter(n) mit braunem bzw. griinem Deckel zur Abholung bereitzustellen.

2. Altpapier ist in den Abfallbehalter mit blauem Deckel einzufiillen, der auf dem Grundstiick des Abfallbesitzers zur Verfligung steht
und in diesem Abfallbehalter mit blauem Deckel zur Abholung bereitzustellen.

3. Metalle/Kunststoffe/Verbundstoffe (soweit Verkaufsverpackungen aus diesen Materialien) sind in den gelben Sack einzufillen, der
dem Abfallbesitzer zur Verfiugung gestellt wird und in diesem gelben Sack zur Abholung bereitzustellen.
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4. Glas ist sortiert nach WeiR-, Braun- und Griinglas in die bereitgestellten Depotcontainer (Sammelcontainer) einzufiillen.

5. Der verbleibende Restmiill ist in den Abfallbehilter mit schwarzem/grauem Deckel einzufillen, der auf dem Grundstiick des Abfall-
besitzers zur Verfligung steht und in diesem Abfallbehélter mit schwarzem/grauem Deckel zur Abholung bereitzustellen.

Die Abfallbehalter sind schonend zu behandeln, sie diirfen nur soweit gefiillt werden, dass sich der Deckel schlieBen und sich der Behal-
ter bestimmungsgemaR bewegen ldsst. Abfalle dirfen nicht neben die Abfallbehalter geworfen oder daneben gestellt werden. Abfille
dirfen nicht in den Abfallbehélter eingestampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, so dass eine Entleerung am Ab-
fallfahrzeug nicht mehr moglich ist, weil der Inhalt nicht mehr geschiittet werden kann und hierdurch der Entleerungsvorgang ausge-
schlossen wird. Es ist nicht gestattet, brennende, gliihende oder heile Abfalle in Abfallbehalter zu fillen oder Abfalle im Abfallbehélter zu
verbrennen.

Sperrige Gegenstande, Schnee und Eis sowie Abfalle, welche die Abfallbehalter oder das Sammelfahrzeug beschadigen oder ungewdéhn-
lich verschmutzen konnen, diirfen nicht in die Abfallbehalter und Abfallsacke gefillt werden.

Die Haftung fur Schaden, die vor allem durch unsachgemalle Behandlung der Abfallbehalter oder durch Einbringen nicht zugelassener
Gegenstdnde an den Sammelfahrzeugen entstehen, richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften.

Die Stadt Liibbecke gibt die Termine fiir die Einsammlung verwertbarer Stoffe und die Standorte der Annahmestellen/der Depotcontainer
(Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt.

§14
Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft

Auf Antrag der Grundstlickseigentiimer kann eine Entsorgungsgemeinschaft fiir zwei unmittelbar benachbarte Grundstiicke zugelassen wer-
den. Die in der Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grundstiickseigentimer haften gegeniiber der Stadt Libbecke im Hinblick auf die zu
zahlenden Abfallentsorgungsgebiihr als Gesamtschuldner im Sinne der §§ 421 ff. BGB.

§15
Haufigkeit und Zeit der Leerung

Die auf dem Grundstiick des Abfallbesitzers vorhandenen Abfallbehalter werden wie folgt entleert:

(1)

(2)
3)

1. Der Abfallbehélter mit braunem Deckel fiir Bioabfalle wird im 2-Wochen-Rhythmus entleert.

2. Der Abfallbehdlter mit griinem Deckel fir ein saisonbedingtes Mehraufkommen an Bioabfdllen wird im 2-Wochen-Rhythmus
entleert. Beginn und Ende der Abfuhr gibt die Stadt Libbecke rechtzeitig bekannt. Die Abfuhr erfolgt zeitgleich mit der Abfuhr der
Behalter mit braunem Deckel.

3. Der Abfallbehalter mit blauem Deckel fiir Altpapier wird im 4-Wochen-Rhythmus entleert.

4. Der gelbe Abfallsack, insbesondere fir Verkaufsverpackungen aus Metall/Kunststoffen/Verbundstoffen, wird im 4-Wochen-
Rhythmus abgeholt.

5. Der Abfallbehalter mit schwarzem Deckel fiir Restmll wird im 4-Wochen-Rhythmus entleert.

6. Der rote Abfallsack fir Windeln wird im 4-Wochen-Rhythmus abgeholt. Die Abfuhr erfolgt zeitversetzt um zwei Wochen zu der
Abfuhr der Restmiillbehalter mit schwarzem Deckel. Die roten Abfallsacke kdnnen zuséatzlich den Restmillbehaltern beigestellt wer-
den.

7. Die GroRbehilter mit blauem Deckel fir Papier und mit schwarzem/grauen Deckel fiir Restmll in den GréRen 770 | und 1.100 |
werden im 4-Wochen-Rhythmus entleert. Abweichend hiervon kann eine 14-tdgige oder wochentliche Entleerung erfolgen. Dieses
wird im Einzelfall festgesetzt.

§16
Sperrmiill, sperrige Griinabfalle und Entsorgung von
Elektro- und Elektronik-Altgeraten

Sperrige Abfélle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes nicht in die nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehilter eingefillt
werden kénnen (Sperrmill), werden auf Anforderung des Anschlussberechtigen und jedes anderen Abfallbesitzers im Gebiet der Stadt
Lubbecke von der Stadt Lilbbecke aulRerhalb der regelméaRigen Abfallentsorgung getrennt abgefahren.

FUr sperrige Griinabfalle werden von der Stadt Libbecke zwei Sammeltermine pro Jahr bestimmt und rechtzeitig bekanntgegeben.

Elektro- und Elektronik-Altgerate sind getrennt vom sonstigen Abfall insbesondere Sperrmiill gesondert zu einer von der Stadt Libbecke
benannten Sammelstelle zu bringen.

§17
Anmeldepflicht

Der Grundstiickseigentiimer hat der Stadt Libbecke den erstmaligen Anfall von Abfallen, die voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf
dem Grundstiick wohnenden Personen sowie jede wesentliche Verdanderung der anfallenden Abfélle, ihnrer Menge oder der auf den
Grundstlick wohnenden Personenzahl unverziglich anzumelden.

Wechselt der Grundstiickseigentiimer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue Eigentiimer verpflichtet, die Stadt Libbecke unver-
zglich zu benachrichtigen.
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§18
Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht

(1) Der Grundstickseigentimer, der Nutzungsberechtigte oder der Abfallbesitzer/ Abfallerzeuger sind verpflichtet, Giber § 17 hinaus alle fiur
die Abfallentsorgung erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.

(2) Die Eigentiimer und Besitzer von Grundstiicken, auf denen Uberlassungspflichtige Abfalle anfallen, sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG
verpflichtet, das Aufstellen von AbfallgefdRen auf ihrem Grundstiick sowie das Betreten des Grundstiicks zum Zweck des Einsammelns
und zur Uberwachung des Getrennthaltens und der Verwertung von Abféllen zu dulden.

(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Stadt Liibbecke ist zur Priifung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, im Rahmen
des § 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu Grundstiicken zu gewahren, fiir die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang
besteht.

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen.
(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Stadt Liibbecke ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz) wird insoweit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG einge-
schrankt.

§19
Unterbrechung der Abfallentsorgung

(1) Unterbleibt die der Stadt Liibbecke obliegende Abfallentsorgung bei voribergehenden Einschrankungen, Unterbrechungen oder
Verspatungen infolge von Betriebsstérungen, Streiks, betriebsnotwendigen Arbeiten oder behordlichen Verfliigungen, werden die erfor-
derlichen MaRnahmen so bald wie moglich nachgeholt.

(2) In Fallen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf ErmaRigung der Gebihren oder auf Schadensersatz.

§20
Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung
/Anfall der Abfille

(1) Die gebUhrenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss- und benutzungspflichti-
gen Grundstlckseigentimer ein oder mehrere Abfallgefae zur Verfigung gestellt worden sind oder ein oder mehrere AbfallgefalRe
anderweitig vorhanden sind und diese zur Abfalliiberlassung bereitgestellt werden und das an die kommunale Abfallentsorgungseinrich-
tung angeschlossene Grundstiick mit Abfallfahrzeugen zur Entleerung dieser Abfallbehéltnisse angefahren wird oder der hiervon abwei-
chende Ort, sofern eine Anfahrt des Grundstiicks nicht moglich ist.

(2) Abfalle gelten zum Einsammeln und Beférdern als angefallen, wenn die Voraussetzungen des Abfallbegriffs gemaR § 3 Abs. 1 KrWG
erstmals erfullt sind.

(3) Die Stadt Lubbecke ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenstanden suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegen-
stande werden als Fundsachen behandelt.

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfélle zu durchsuchen oder wegzunehmen.

§21
Abfallentsorgungsgebiihren

Fur die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Libbecke und die sonstige Erflllung abfallwirtschaftlicher Aufga-
ben durch die Stadt Libbecke werden Abfallentsorgungsgebiihren nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebiihrensatzung fiir die kommunale
Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Lilbbecke erhoben.

§22
Andere Berechtigte und Verpflichtete

Die sich aus dieser Satzung fir die Grundstiickseigentiimer ergebenden Rechte und Pflichten gelten entsprechend fir Erbbauberechtigte,
Wohnungseigentiimer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, NieRbraucher sowie alle sonstigen zum
Besitz eines Grundsticks dinglich Berechtigten. Die Grundstiickseigentiimer werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass ne-
ben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vorhanden sind.

§23
Begriff des Grundstiicks

Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist unabhangig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch und ohne Ricksicht auf die
Grundstlicks-bezeichnung jeder zusammenhangende Grundbesitz, der eine selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet.

§24
Ordnungswidrigkeiten

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer vorsatzlich oder fahrldssig dieser
Satzung zuwiderhandelt, indem er

a)  nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfille der Stadt Libbecke zum Einsammeln oder Beférdern (iberlasst;
b)  schadstoffhaltige Abfélle nach § 4 dieser Satzung nicht bei den dort bestimmten stationdren und/oder mobilen Sammelstellen abgibt;
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c)  Uberlassungspflichtige Abfélle der Stadt Libbecke nicht liberldasst oder von der Stadt Libbecke bestimmte Abfallbehalter und Abfall-
sacke zum Einfillen von Abfallen nicht benutzt und damit dem Anschluss- und Benutzungszwang in § 6 zuwiderhandelt;

d) entgegen § 12 Abs. 1 dieser Satzung mit der Aufstellung der Behalter Verkehrsteilnehmer schadigt, gefahrdet oder mehr als unver-
meidbar belastigt;

e) entgegen § 12 Abs. 2 dieser Satzung den Vorgaben der Stadt Libbecke Gber Standplatz und Art und Weise der Unterbringung der
Abfallbehalter nicht Folge leistet;

f) entgegen § 12 Abs. 3 dieser Satzung die Abfallbehdlter und entstandene Verunreinigungen nicht unverziglich entfernt;

g)  sich weigert, die Abfallbehélter zu einem gem. § 12 Abs. 4 dieser Satzung bestimmten Ort zu bringen;

h)  als Grundstiickseigentiimer entgegen § 13 Abs. 3 dieser Satzung nicht fiir die Zugénglichkeit und die ordnungsgemaRe Benutzung und
Befiillung der Abfallbehalter sowie deren Aufstellung im Abholbereich sorgt;

i) flr bestimmte Abfdlle vorgesehene Behalter oder Abfallsdcke entgegen § 13 Abs. 4 dieser Satzung mit anderen Abfallen fillt;

j) Abfallbehélter entgegen den Befiillungsvorgaben in § 13 Abs. 2, Abs. 5 und Abs. 6 dieser Satzung befiillt;

k)  den erstmaligen Anfall von Abfillen oder wesentliche Verdnderungen des Abfalls gemaR § 17 dieser Satzung nicht unverziglich
anmeldet;

1) eine erforderliche Auskunft nach § 18 Abs. 1 dieser Satzung nicht erteilt;

m) das Aufstellen von AbfallgefaRen oder das Betreten des Grundstticks nach § 18 Abs. 2 nicht duldet oder den ungehinderten Zutritt zu
Grundstlicken gem. § 18 Abs. 3 dieser Satzung nicht gewahrt;

n)  entgegen § 18 Abs. 4 dieser Satzung die Anordnungen der Beauftragten nicht befolgt;

o) anfallende Abfélle entgegen § 20 Abs. 2 i.V.m. § 20 Abs. 4 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder wegnimmt;

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRBe bis zu 50.000 Euro geahndet werden, soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen
hierfiir eine hdhere Geldbulle vorsehen.

§25
Inkrafttreten, AuBRerkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung lber die Abfallentsorgung in der Stadt Libbecke vom 10.12.1999 in der
Fassung vom 27.11.2001 auler Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung vom 22.11.2016 wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn

eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefiihrt,

diese Satzung ist nicht ordnungsgemaR offentlich bekannt gemacht worden,

der Burgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenliber der Stadt Liibbecke vorher geriigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

2oTe

Libbecke, den 22.11.2016
Der Burgermeister
Frank Haberbosch

326 Bekanntmachung
der Stadt Petershagen

Uber den Aufstellungsbeschluss und die 6ffentliche Auslegung
der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V5
,Windenergienutzung Gemarkung WasserstraBe”

l.

Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 29.10.2015 gemdR § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches
(BauGB) beschlossen, den vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V5 ,Windenergienutzung Gemarkung Wasserstrale” durch eine 1. Ande-
rung zu andern.

Ziel der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V5 ,Windenergienutzung Gemarkung Wasserstrae” ist die Anderung der
Hohenbegrenzung, die Anderung der Baugrenzen und die Aufhebung der Nennleistung. Der Geltungsbereich ist aus dem im Anschluss an diese
Bekanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich.

GemaR § 2 Abs. 1 BauGB wird vorstehender Anderungsbeschluss hiermit dffentlich bekannt gemacht.

1.

Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 06.10.2016 den Entwurf der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
Nr. V5 ,Windenergienutzung Gemarkung Wasserstralle” und die 6ffentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Der Entwurf der
Planzeichnung mit Planzeichenerklarung und textlichen Festsetzungen, der Vorhaben- und ErschlieBungsplan sowie der Entwurf der Begriin-
dung mit Umweltbericht und artenschutzrechtlichem Fachbeitrag liegen in der Zeit vom

19. Dezember 2016 bis einschlieBlich 20. Januar 2017
wahrend der Dienststunden, und zwar montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, montags und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr,

dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, sowie freitags von 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr in der Bauverwaltung der Stadtverwaltung Petershagen,
BahnhofstraRe 63 (Zimmer 37), 6ffentlich aus.
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Folgende umweltrelevante Informationen sind verfligbar und liegen ebenfalls 6ffentlich aus:

- Umweltbericht des Planungsbiiros ILB Rinteln mit einer Prognose liber die Entwicklung des Umweltzustands bei der Durchfiihrung der
Planung bezogen auf die Schutzgiiter Mensch, Pflanzen und Tiere, Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgtter,

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag des Planungsbiiros ILB Rinteln mit Informationen Gber Ermittlung und Darstellung der planungsrelevan-
ten Arten, Bewertung der artenschutzrechtlichen Belange,

- Brutvogel-Gutachten, Gastvogelbericht, Raumnutzungskartierung Rotmilan und Weil3storch, Brutplatzkontrolle Rotmilan, Fledermaus-
Gondelmonitoring und Fledermausfachbeitrag der Planungsgruppe Grin,

- Schalltechnisches Gutachten des Ingenieurbiiros IEL,

- Berechnung der Schattenwurfdauer des Ingenieurbiiros IEL.

Dariiber hinaus liegen folgende umweltrelevanten Stellungnahmen zu dieser Planung vor:

- Bezirksregierung Detmold zu Bodenschutz,

- Kreis Minden-Libbecke zum Immissionsschutz und zum Naturschutz,

- Landkreis Nienburg zum Natur- und Artenschutz,

- LWL-Archéologie zu archaologischen Fundplatzen,

- Arbeitsgemeinschaft der Naturschutzverbande Minden-Liibbecke zu Artenschutz, vor allem Fledermause.

Die offentliche Auslegung wird hiermit gemall § 3 Abs. 2 BauGB ortsiiblich bekannt gemacht. Wahrend der Auslegungsfrist konnen Stellung-
nahmen von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bauverwaltung der Stadtverwaltung Petershagen abgegeben werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tiber die 1. Anderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans Nr. V5 ,Windenergienutzung Gemarkung WasserstraBe” unbertcksichtigt bleiben konnen und ein Antrag nach §
47 Abs. 2a der Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO) unzulassig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antrag-
steller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspéatet geltend gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht werden konnen.

GemaiR § 4a Abs. 4 BauGB wird die vorgenannte Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V5 erginzend in das Internet unter
www.petershagen.de / Bauen & Wohnen / Aktuell eingestellt. Die Bekanntmachung kann unter www.petershagen.de / Offentliche Be-
kanntmachungen eingesehen werden.

Bekanntmachungsanordnung:

Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Petershagen iiber den Entwurf und die &ffentliche Auslegung der 1. Anderung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans Nr. V5 ,Windenergienutzung Gemarkung Wasserstralle” wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen des Beschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend

gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefihrt,

b) der Beschluss, die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ordnungsgemaR 6ffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Blirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der Stadt Petershagen vorher gerligt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Petershagen, den 01.12.2016
Stadt Petershagen
Der Blrgermeister
Blume

Ubersicht
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327 Bekanntmachung
der Stadt Petershagen

iiber den Anderungsbeschluss und die éffentliche Auslegung
der 30. Anderung des Flachennutzungsplans in der Ortschaft Raderhorst

l.
Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 26.03.2015 gemaR § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches
(BauGB) beschlossen, den Flachennutzungsplan durch eine 30. Anderung zu dndern.

Ziel der 30. Anderung des Flichennutzungsplans ist die Anderung einer Fliche in der Ortschaft Raderhorst von ,Dorfgebiet” bzw. ,Fliche fiir
die Landwirtschaft” in ,,GE” (Gewerbegebiet), um somit die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Sicherung und angemessene Erweite-
rung des vorhandenen, historisch gewachsenen Gewerbebetriebs zu schaffen. Die Abgrenzung des Anderungsbereichs ist aus dem im An-
schluss an diese Bekanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich.

GemiR § 2 Abs. 1 BauGB wird vorstehender Anderungsbeschluss hiermit éffentlich bekannt gemacht.

1.

Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 06.10.2016 den Entwurf der 30. Anderung des Flichennutzungsplans und die 6ffentli-
che Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Der Entwurf der Planzeichnung mit Planzeichenerkldarung und der Entwurf der Begriin-
dung liegen in der Zeit vom

19. Dezember 2016 bis einschlieBlich 20. Januar 2017

wahrend der Dienststunden, und zwar montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, montags und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr,
dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, sowie freitags von 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr in der Bauverwaltung der Stadtverwaltung Petershagen,
Bahnhofstrale 63 (Zimmer 37), 6ffentlich aus.

Daruber hinaus liegen folgende umweltbezogene Informationen zu dieser Bauleitplanung vor:

- Bewertung der Umweltauswirkungen mit Aussagen zu den Schutzgiitern Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Landschaft,
Kultur- und sonstige Sachguter,

- Stellungnahme des Kreises Minden-Liibbecke zum Umweltbericht und Artenschutzprifung.

Die offentliche Auslegung wird hiermit gemall § 3 Abs. 2 BauGB ortsiiblich bekannt gemacht. Wahrend der Auslegungsfrist konnen Stellung-
nahmen von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bauverwaltung der Stadtverwaltung Petershagen abgegeben werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung iiber die 30. Anderung des Flachen-
nutzungsplans unbericksichtigt bleiben konnen und ein Antrag nach § 47 Abs. 2a der Verwaltungsgerichtsordnung (VwWGO) unzulassig ist,
soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspatet geltend
gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht werden kénnen.

GemiR § 4a Abs. 4 BauGB wird die vorgenannte Anderung des Flichennutzungsplans ergénzend in das Internet unter www.petershagen.de /
Bauen & Wohnen / Aktuell eingestellt. Die Bekanntmachung kann unter www.petershagen.de / Offentliche Bekanntmachungen eingesehen
werden.

Bekanntmachungsanordnung:

Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Petershagen iiber den Entwurf und die &ffentliche Auslegung der 30. Anderung des Flichennut-
zungsplans wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen des Beschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend

gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefihrt,

b) der Beschluss, die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ordnungsgemaR 6ffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Blrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der Stadt Petershagen vorher gerligt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Petershagen, den 01.12.2016

Stadt Petershagen
Der Blrgermeister
Blume




328 Bekanntmachung
der Stadt Petershagen

liber den Aufstellungsbeschluss und die 6ffentliche Auslegung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V11 ,,Gewerbegebiet Raderhorster Ring”

l.
Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 26.03.2015 gemaR § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 des Baugesetzbuches (BauGB)
beschlossen, den vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V11 ,,Gewerbegebiet Raderhorster Ring” in der Ortschaft Raderhorst aufzustellen.

Ziel der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V11 ,Gewerbegebiet Raderhorster Ring” ist die Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen fiir die Sicherung und angemessene Erweiterung des vorhandenen, historisch gewachsenen Gewerbebetriebs. Der
Geltungsbereich ist aus dem im Anschluss an diese Bekanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich.

GemiR § 2 Abs. 1 BauGB wird vorstehender Anderungsbeschluss hiermit éffentlich bekannt gemacht.

1.

Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 06.10.2016 den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V11 ,Gewerbe-
gebiet Raderhorster Ring” und die 6ffentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Der Entwurf der Planzeichnung mit Planzei-
chenerlauterung, textlichen Festsetzungen und Vorhaben- und ErschlieBungsplan sowie der Entwurf der Begrindung mit Umweltbericht und
Fachbeitrag Artenschutz liegen in der Zeit vom

19. Dezember 2016 bis einschlieBlich 20. Januar 2017

wahrend der Dienststunden, und zwar montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, montags und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr,
dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, sowie freitags von 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr in der Bauverwaltung der Stadtverwaltung Petershagen,
Bahnhofstrale 63 (Zimmer 37), 6ffentlich aus.

Darlber hinaus liegen folgende umweltbezogene Informationen zu dieser Bauleitplanung vor:

- Umweltbericht des Planungsbiros Lauterbach, der die Umweltauswirkungen der Planung auf die Schutzgiiter Mensch, Tiere, Pflanzen,
Boden, Wasser, Klima, Landschaft, Kultur- und sonstige Sachgtiter beschreibt,

- Fachbeitrag Artenschutz des Planungsbiiros Lauterbach, der eine Bewertung der Auswirkungen auf die geschiitzten Arten und ihre Lebens-
raume enthalt,

- Schalltechnisches Gutachten des Planungsbiiros Lauterbach, das die schalltechnischen Belange beurteilt,

- Stellungnahme des Kreises Minden-Liibbecke zum Umweltbericht und Artenschutzpriifung, zur Eingriinung, zur Eingriffs- und Ausgleichsbi-
lanzierung, zur Beseitigung des Niederschlagswassers, zum Immissionsschutz, zur Trink- und Léschwasserversorgung,

- Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen zu KompensationsmaRRnahmen.

Die offentliche Auslegung wird hiermit gemall § 3 Abs. 2 BauGB ortsiiblich bekannt gemacht. Wahrend der Auslegungsfrist konnen Stellung-
nahmen von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bauverwaltung der Stadtverwaltung Petershagen abgegeben werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tGber die Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans Nr. V11 ,,Gewerbegebiet Raderhorster Ring” unberticksichtigt bleiben kénnen und ein Antrag nach § 47 Abs. 2a der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) unzuldssig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen
der Auslegung nicht oder verspatet geltend gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht werden konnen.

GemaiR § 4a Abs. 4 BauGB wird die vorgenannte Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V11 erginzend in das Internet unter
www.petershagen.de / Bauen & Wohnen / Aktuell eingestellt. Die Bekanntmachung kann unter www.petershagen.de / Offentliche
Bekanntmachungen eingesehen werden.

Bekanntmachungsanordnung:

Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Petershagen lGber den Entwurf und die 6ffentliche Auslegung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. V11 ,,Gewerbegebiet Raderhorster Ring” wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen des Beschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-

macht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefihrt,

b) der Beschluss, die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flachennutzungsplan ist nicht ordnungsgemaR o6ffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der BUrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der Stadt Petershagen vorher gerligt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Petershagen, den 01.12.2016
Stadt Petershagen

Der Burgermeister
Blume
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329 Bekanntmachung

20. Anderungssatzung vom 22.11.2016 zur Gebiihrensatzung fiir die
Abfallbeseitigung in der Stadt Porta Westfalica vom 22.05.1995

Aufgrund

- der §§ 7, 8 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW 1994,
S. 666), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015 S. 496 ),

- des §2i.V.m. §6 des Kommunalabgabengesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW 1969, S. 712),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666),

- des § 9 Abs. 2, 2a und 3 Landesabfallgesetz (LAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.06.1988 (GV.NW. S. 250) zuletzt gedndert
durch Artikel 27 des Gesetzes vom 08. Juli 2016 (GV.NRW. 2016, S. 559),

- des Gesetzes lUber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.02.1997 (BGBI. I. 1997, S. 602) zuletzt gedndert
durch Artikel 4 Absatz 55 des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBI. | 2016, S. 1666)

hat der Rat der Stadt Porta Westfalica am 21.11.2016 folgende 20. Anderungssatzung beschlossen:

Die Satzung der Stadt Porta Westfalica tUber die Erhebung von Gebihren fiir die Abfallbeseitigung wird wie folgt gedandert:

Artikel |
1)  §1 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
Die Benutzungsgebiihr fiir die Restmiillabfuhr betragt
a)  bei4wdchentlicher Abfuhr fur ein
60 | GefaR 5,07 €/Monat 60,84€/Jahr
80 | GefalR 6,76 €/Monat 81,12 €/lahr
120 | GefaR 10,14 €/Monat 121,68 €/lahr
240 | Gefal 20,28 €/Monat 243,36 €/Jahr
c) bei 4-wochentlicher Abfuhr fiir ein
1.100 | GefaR 92,95 €/Monat 1.115,40 €/Jahr
d)  bei2-woéchentlicher Abfuhr fir ein
1.100 | GefaR 185,90 €/Monat 2.230,80 €/Jahr
e)  bei wochentlicher Abfuhr fir ein
1.100 | GefaR 371,80 €/Monat 4.461,60 €/Jahr
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2) §1 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

Die Benutzungsgebiihr fiir die Biotonne betragt bei 14-taglicher Abfuhr fiir ein
80 | GefaR 4,53 €/Monat 54,36 €/Jahr
Artikel Il
Inkrafttreten

Die 20. Anderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung der Stadt Porta Westfalica wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden kann,

es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgefiihrt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemaR offentlich bekannt gemacht worden,
c) der Blrgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der Stadt Porta Westfalica vorher geriigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Porta Westfalica, 22.11.2016
Hedtmann
Blrgermeister

330 Bekanntmachung

der Stadt Porta Westfalica liber die Einziehung einer
Teilfliche in der Gemarkung Veltheim in 32457 Porta Westfalica

Der Rat der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 21.11.2016 die Einziehung einer 196 m? groRen Teilfliche der StraRe Sudképpen,
Gemarkung Veltheim, Flur 11, Flurstlick 54, gemaR § 7 StralRen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zurzeit
giltigen Fassung beschlossen, weil Gberwiegende Griinde des 6ffentlichen Wohls fiir inre Beseitigung vorliegen.

Die Absicht der Einziehung der vorgenannten StraBenflachen ist am 24.06.2016 im Amtlichen Kreisblatt 6ffentlich bekanntgemacht worden.
Die Einziehung der 196 m? groRen Teilfliche der StraRe Siidkdppen, Gemarkung Veltheim, Flur 11, Flurstiick 54, wird hiermit gemaR § 7 StrwWG
NRW o6ffentlich bekannt gemacht und im Zeitpunkt der 6ffentlichen Bekanntmachung wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfligung kann innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht
Minden (Konigswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder in elektronischer Form nach MaRgabe der Verord-
nung Uber den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen — ERVVO
VG/FG —vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548) einzureichen oder mindlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle zu erkla-
ren.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden, die angefochtene Verfligung soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefugt werden.

Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist bei Gericht eingegan-
gen ist.
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durchschriften beigefligt werden.

Porta Westfalica, 29.11.2016
Der Burgermeister
Bernd Hedtmann

331 Bekanntmachung

der Stadt Porta Westfalica liber die Einziehung einer
StraBenflache in der Gemarkung Holzhausen | in 32457 Porta Westfalica

Der Rat der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 21.11.2016 die Einziehung der 2.379 m? groRen StraRe Schittenweg, Gemarkung
Holzhausen I, Flur 9, Flurstlick 258, gemaR § 7 StralRen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zurzeit giiltigen
Fassung beschlossen, weil Giberwiegende Griinde des 6ffentlichen Wohls fiir ihre Beseitigung vorliegen.

Die Absicht der Einziehung der vorgenannten StraBenflache ist am 24.06.2016 im Amtlichen Kreisblatt 6ffentlich bekanntgemacht worden.

Die Einziehung der 2.379 m?2 groRen StraRe Schiittenweg, Gemarkung Holzhausen |, Flur 9, Flurstiick 258, wird hiermit gemaR § 7 StrWG NRW
offentlich bekannt gemacht und im Zeitpunkt der 6ffentlichen Bekanntmachung wirksam.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfligung kann innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht
Minden (Konigswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder in elektronischer Form nach MaRgabe der Verord-
nung Uber den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen — ERVVO
VG/FG —vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548) einzureichen oder mindlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle zu erkla-
ren.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden, die angefochtene Verfligung soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefugt werden.

Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist bei Gericht eingegan-
gen ist.
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durchschriften beigefiigt werden.

Porta Westfalica, 29.11.2016
Der Burgermeister
Bernd Hedtmann

332 Bekanntmachung

der Stadt Porta Westfalica liber die Einziehung einer
Teilfliche in der Gemarkung Lohfeld in 32457 Porta Westfalica

Der Rat der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 21.11.2016 die Einziehung einer 1.903 m? groRen Teilfliche der landwirtschaftli-
chen Wegeflache 197, Flur 6, Gemarkung Lohfeld, gemaR § 7 StraRen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWWG NRW) in der
zurzeit glltigen Fassung beschlossen, weil liberwiegende Griinde des 6ffentlichen Wohls fiir ihre Beseitigung vorliegen.

Die Absicht der Einziehung der vorgenannten landwirtschaftlichen Wegeflache ist am 24.06.2016 im Amtlichen Kreisblatt 6ffentlich bekannt-
gemacht worden.

Die Einziehung der 1.903 m? groBen landwirtschaftlichen Wegefldche, Gemarkung Lohfeld, Flur 6, Flurstiick 197, wird hiermit gemaR § 7 StrwG
NRW offentlich bekannt gemacht und im Zeitpunkt der 6ffentlichen Bekanntmachung wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfligung kann innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht
Minden (Konigswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder in elektronischer Form nach MaRgabe der Verord-
nung Uber den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen — ERVVO
VG/FG —vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548) einzureichen oder mindlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle zu erkla-
ren.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden, die angefochtene Verfligung soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefligt werden.

Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist bei Gericht eingegan-
gen ist.
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durchschriften beigefiigt werden.

Porta Westfalica, 29.11.2016
Der Burgermeister
Bernd Hedtmann

333 Bekanntmachung

Fur folgende Graber auf den Friedhofen der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Hausberge liegen uns keine Anschriften der nutzungsberechtigten
Personen vor und werden seit langerer Zeit nicht mehr gepflegt.

Friedhof Lohfeld: B 082/1-2, F 46 + F 461/1-3
Alter Friedhof Hausberge: B 750

Aufgrund des § 19 Abs. 5 der Friedhofssatzung der Ev.- Luth. Kirchengemeinde Hausberge vom 22. Oktober 1980, in der Fassung vom
16. Februar 2011, wird das Nutzungsrecht an den Grabstatten ent-zogen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Veréffentlichung der
Pflegeaufforderung gepflegt werden.

Friedhofsverwaltung im
Kreiskirchenamt Bad Oeynhausen
LennéstraRe 3
32545 Bad Oeynhausen
i.A. Rathert
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334 Bekanntmachung
Satzung zur Anderung
der Friedhofsgebiihrensatzung
fiir den Friedhof der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Isenstedt-Frotheim
vom 04.09.2016

§1

Die Friedhofsgebilihrensatzung fiir den Friedhof der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Isenstedt-Frotheim vom 17.11.2015 wird wie folgt gedndert:

In § 6 Abs. 2 Buchstabe b werden die Worte ,,ohne Kapellenbenutzung” gestrichen.

§2
Diese Satzung tritt am Tag nach der Veroffentlichung in Kraft.
Isenstedt, den 04.09.2016

gez. Vorsitzender gez. Presbyter gez. Presbyter
Siegel

In Verbindung mit dem Beschluss des
Presbyteriums der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Isenstedt-Frotheim
vom 04. September 2016
kirchenaufsichtlich genehmigt.

Fir die §§ 4 — 8 (Geblihrentarife) wird die Genehmigung befristet
bis zum 31. Januar 2019 erteilt.

Bielefeld, 07. Oktober 2016
Az.: 723.02-4009

Evangelische Kirche von Westfalen
Das Landeskirchenamt
Im Auftrag
gez. Martin Bock
Siegel

Staatsaufsichtlich genehmigt
Detmold, den 13. Oktober 2016
Bezirksregierung
Im Auftrag
gez. Unterschrift
Siegel

335 Bekanntmachung

Die 5. Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volkshochschule Minden (Zweckverband der Stadte Minden, Bad Oeynhausen,
Porta Westfalica, Petershagen und der Gemeinde Hille) findet am

Montag, 19. Dezember 2016, 16:30 Uhr,
Saal des Rates der Stadt Porta Westfalica,
Kempstr. 1, 32457 Porta Westfalica,

statt.

Tagesordnung

BegriiBung

A Offentliche Sitzung

1. Feststellung des Jahresabschlusses 2015 und Entlastung der Verbandsvorsteherin gemaR § 96 Abs. 1 GO NRW
2. Prognose des Jahresabschlusses 2016

3. Verabschiedung des Stellenplanes fir das Haushaltsjahr 2017

4, Verabschiedung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes fiir das Haushaltsjahr 2017

5. Umsatzsteuerreform: Umsetzung der Einflihrung des § 2b Umsatzsteuergesetz (UStG)

6. Berichte und Anfragen

e  Deutsch fiir Flichtlinge — zur aktuellen Situation
e  Risikoanzeige — sind die Honorare noch zeitgemaR
e  Sachstandsbericht — engere Kooperation zwischen VHS und Bibliothek

gez. Hikmet Celik gez. Regina-Dolores Stieler-Hinz

Vorsitzender der Verbandsvorsteherin
Verbandsversammlung
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336 Bekanntmachung

Der Verwaltungsrat der Mihlenkreiskliniken (A6R) hat in seiner Sitzung am 16. Juni 2016 die Jahresabschliisse und die Lagebe-
richte fir die Miihlenkreiskliniken (A6R), das Johannes Wesling Klinikum Minden, das Krankenhaus Liibbecke-Rahden und das
Krankenhaus Bad Oeynhausen zum 31.12.2015 festgestellt und lber die Behandlung der Jahresergebnisse wie folgt beschlossen:

Jahresabschluss 2015 - Johannes Wesling Klinikum Minden
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung fiir das
Geschaftsjahr 01.01.2015 bis 31.12.2015

Bilanz des Johannes Wesling Klinikums Minden zum 31. Dezember 2015

Aktiva = 269.169.993,86 €
Passiva = 269.169.993,86 €

Gewinn- und Verlustrechnung Johannes Wesling Klinikum Minden
fiir die Zeit vom 01.01.2015 bis 31.12.2015

Jahresiiberschuss 2015 = 2.005.462,90 €

Jahresabschluss 2015 - Krankenhaus Liibbecke-Rahden
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung fiir das
Geschaftsjahr 01.01.2015 bis 31.12.2015

Bilanz des Krankenhauses Liibbecke-Rahden zum 31. Dezember 2015

Aktiva = 63.362.162,23 €
Passiva = 63.362.162,23 €

Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Liibbecke-Rahden
fiir die Zeit vom 01.01.2015 bis 31.12.2015

Jahresiiberschuss 2015 = 1.204.815,48 €

Jahresabschluss 2015 - Krankenhaus Bad Oeynhausen
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung fiir das
Geschiftsjahr 01.01.2015 bis 31.12.2015

Bilanz des Krankenhauses Bad Oeynhausen zum 31. Dezember 2015

Aktiva = 25.075.959,71 €
Passiva = 25.075.959,71 €

Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Bad Oeynhausen
fir die Zeit vom 01.01.2015 bis 31.12.2015

Jahresiiberschuss 2015 = 903.463,66 €
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Jahresabschluss 2015 - Miihlenkreiskliniken (AGR)
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung fiir das
Geschiftsjahr 01.01.2015 bis 31.12.2015

Bilanz der Miihlenkreiskliniken (A6R) zum 31. Dezember 2015

Aktiva = 352.888.676,39 €
Passiva = 352.888.676,39 €

Gewinn- und Verlustrechnung der Miihlenkreiskliniken (A6R) fiir das
Geschéftsjahr vom 01.01.2015 bis 31.12.2015

Jahresiiberschuss 2015 = 4.113.742,04 €

Jahresabschluss 2015
Behandlung der Jahresergebnisse
Die Jahresergebnisse 2015 werden wie folgt behandelt:

1. Der Jahresiiberschuss des Johannes Wesling Klinikums Minden in Hé6he von 2.005.462,90 € wird auf neue Rechnung vorge-
tragen.

2. Der Jahresiiberschuss des Krankenhauses Liibbecke-Rahden in Hohe von 1.204.815,48 € wird auf neue Rechnung vorge-
tragen.

3. Der Jahresiiberschuss des Krankenhauses Bad Oeynhausen in Hohe von 903.463,66 € wird auf neue Rechnung vorgetra-
gen.

4. Der Jahresiiberschuss der Miihlenkreiskliniken AGR in Hohe von 4.113.742,04 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.

Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung

Die Jahresabschliisse und Lageberichte liegen in der Zeit vom 12.12.2016 bis 16.12.2016 und vom 19.12.2016 bis 23.12.2016 im
Verwaltungsgebdude des Johannes Wesling Klinikums Minden, Hans-Nolte-Stralle 1, Zimmer 666 090 zur Einsichtnahme aus.
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Johannes Wesling Klinikum Minden, Minden

Bilanz zum 31. Dezember 2015

Aktiva

A. Anlagevermdgen

I Immaterielie Vermbgensgegenstinde
Entgeltlich ewarbene Konzessionen, gewerbliche

Schutzrechte und dhnliche Rechte und Werte sowie

Lizenzen an solchen Rechien und Werten

l. Sachaniagen

1.

Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte
mit Betrigbsbauten sinschlieflich der Bauten
auf fremden Grundstlicken

Technische Anlagen

Einrichtungen und Ausstattungen

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

lll. Finanzanlagen

180.258.390,44
8.086.667,30
10.673.184,45
2.037.807,50

592.917,38

211.065.043,69

196.361.286,94
8.602.936,91
12.767.112,02
122.317,79

673.645,58

217.8563.652,66

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 50.000,00 50.000,00
2. Sonstige Finanzaniagen 42.535,95 92.535,85 45.776,50 95.776,50
B. Umlaufvermégen
{.  Vorrite
1. Roh-, Hilfs- und Betrigbsstoffe 4.772.674,05 4.377.238,84
2. Untertige Leistungen 2.760.061.86 7.532.735,91 2847571,34 7.224.810,18
l. Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstinde
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungsn 16.671.965,07 18.494,081,79
2. Forderungen gsgsn den Kreis Minden-Libbecke 2.184,30 2.397,88
3. Forderungen gegen den Zweckverband Kliniken
im Mihlenkreis 1L, 1.718.302,29 1.718.302,29
4.  Ferderungen nach dem 0,00 £50.266,00
Krankenhausiinanzierungrecht
- samtlich nach dem KHEntgG -
5. Fordsrungen gegen verbundene Unternehmen 758.081.17 624.046,62
6. Forderungen gegen andere Tragereinrichiungen 0,00 3.245.030,71
7. Sonstige Vermégensgegenstande 7.212.99315  29.263.525,98 4.725.143,20  23.369.268,49
. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 20.118.180,61 17.966.152,30
SEREER G e TR E6914 42750 £ B4 RED 230 GY
C. Rechnungsabgrenzungsposten =~ = 51604837 7 #BB13637
1269.163.99386 27362844208




A. Eigenkapital

Passiva

31.12.2014

.  Zugewiesenes Kaptial 1838 028,28 183802828
. Kapitalriicklage 42.699.056,23  42.699.056,23
. Gewinnriicklagen 298.200,00 298.200,00
V. Verlustvortag -42.703.012,60 -45909.800,68
V. Jahresiberschuss 2.005.462,90 3.206.788,08
Pane 433 TaR . 2132919
B. Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung

des Sachanlagevermdgens

1. Sonderposten aus Fordermitteln nach dem KHG 23.836.282,85  25.098.081.14
2. Sonderposten aus Zuwsisungen und Zuschissen der dftentlichen Hand 11.479.038,78  12.203.24507
3. Sonderposten aus Zuwendungen Dritter 736.238,32 815,758,58
T e 6 50 | B

C. Rickstellungen
1. Rickstellungen fir Pensionen und éhnliche Verpfiichtungen

7.789.115,00

7.809.842,00

2. SteuerrGcksteilungen 405.000,00 0,00
3. Sonstige Ruckstellungen 16.283.650,39 14.401.746,25
L . 2447776539 2221188875
D. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten gegeniber Kraditinstituten 182.879.678,77 191.783.808,28
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 9.114.471,35 8.071.500,14
3. Verbindlichkeiten gegeniiber dern Kreis Minden-Libbecke 324.931,02 259.073,38
4. Verbindlichkeiten nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht 2.801.101,64 2.130.536,78

- davon 797.546,00 nach dem KHEntgG-
{i. Vi. EUR 0,00) —
5. Verbindlichkeiten aus sonstigen Zuwendungen zur Finanzisrung
des Anlagevermaogens
6. Verbindlichkeiten gegeniber verbundenen Untermshmen
7. Verbindlichkeiten gegenlber anderen Trdgereinrichtungen
8. Sonstige Verbindlichkeiten
~ daven aus Steuern EUR 1.687.635,78 (i V). EUR 1.810.971,31) -
- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit
EUR 13.933,22 (. V. EUR 37.524,51) -

32.082,11
450.673,25
4.699.426,15
4.195.369,28

32.082,11
428.350,84
2.897.922,92
5.549.821,30

204497 11347

21116307578

ST Rasen o

E. Rechnungsabgranzungsposten.
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Johannes Wesling Klinikum Minden, Minden

Gewinn- und Verlustrechnung fiir die Zeit
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015

1 ritse aus Krankenhausleistun

2. Erldse aus Wahlleistungen

3. Erlése aus ambulanten Leistungen des Krankenhauses
4

Nutzungsentgslte der Arzte

b, Verminderung / Erhéhung des Bestands an unfertigen Laistungen

6. Zuweisungen und Zuschisse der
stentlichen Hand soweit nicht untar Nr, 10
7. Sonstige betriebliche Ertrage
- ciavon aus Ausgleichsbetrdgen flr frihere
Geschaflsjahre EUR 0,00 (. V). EUR 85.885,27) -
8. Personalaufwand
al  Lohne und Genadlter
bl Soziale Abgaben und Aufwendungen fiir
Altersversorgung und fir Unterstitzung
— davon fir Altersversorgung EUR 7.8365.871,66
{i.V].EUR 7,422,171 56) -
2. Materiglaubwand
a)  Aufwendungan fiir Hoh-, Hilfs- und Betriebsstofie
b}  Autwendungen fr bezogene L=15unuew

10.809.930,62
3.237.454, 87
3.704.188,79
-87.503,33

139.808,47
30.512.316,44

101.659.742,68

2531080386

41.503,5683,28
11.588.193,77

210.432,329,33

126.970.546,64

53.091.757,06

156.528.888,36
10.281.862,67
3.168.916,62
3.370.323,84
68.273,66

12759270
26.153.673,08

26.014.516,84

24.168.161,38

35.703.170,26

198.690.632,03

118.182.678,20

50.003.962.59

Zwischeneigebnis.

3037002874 ©

10.300,732,33

306,563 891 24

10, Ertrdige aus Zuwendungen zur Finanzierung von
investitionen
~daven fir Fordermittel nach dem KHG
EUR 5.086.516,49 . V). EUR 4.887.308,89} -
11, Ertrdge aus der Aufidsung von Senderposten/
Verbindlichkeiten nach dem KHG und aufgrund
onstiger Zuwendungsn zur Finanzierung des
Artdagevermégens
12. Aufwendungen aus der Zuflihrung 2u
SonderpostenfVerbindichkeiten nach dem KHG
und aufgrund sonstiger Zuwendungen zus
Finanzierung des Anlagevermigens
13, Aufwendungen fiir die nach dem KHG
Nutzung von Anlagengeganstinden
14, Abschreibungen auf imrmaterislle Vermogens-
gegenstande des Anlagevermégens und Sachanlagen

geforderte

15, Sonstige betriebliche Aufwendungen

— davon aus Ausgleichsbetragen fr trihere Geschéftsjahre

EUR 15.470,00 (. V], EUR 5 622 00}

6.417.684.36

4,225.178,41

146.674,18

11.883.844,76
16.311.470,78

7.280.368,83

27.195.315,54

5.210.638,28

6.697.970,08

4.306.424,81

239.561 08

11.600.914.03
14.517.069,79

7.263.632,45

26.117.983,82

Zwischanargebeis: 0

1045507013

C it B45ARS AT

18, Ertrdge aus Beteiligungen

—samilich aus verbundenen Unternehmen -
17, Ertrdge aus Ausleihungen des Finanzanlagevermiigens
18. Sonstige Zinsen und dhniiche Ertrdge

= davon sug verbundenen Untemehmen/anderen

Trégereinrichtungen EUR 14.205,08 (i. Vi, EUR 37.082,06) -

18, Zinsen und dhnliche Aufwendungen
- davor an verbundane Unternehmen/anders

Tragereinrchtungen EUR 2B.587,84 (i, Vi, EUR 40.539,92) -

- davon aus Aufzinsung EUR 762 615,59
1. Vj. EUR B84.540,00) —

162.300,49
851,18
138.378,31

772388417

-7.422.164,18

0,00
136,12
150.941,24

8.771.001.89

-8.619,924,53

20, Ergebnis der gewehnlichen Geschafisthtighet

308291485

3020815

21. Steuern
~davon vorn Einkommen und vom Ertrag
EUR -895.266,92 i, VJ IZUF( 188,910, 48\

-1.027.482.05

+177.272,74

22. Jahresiberschuss

_ 2.005.462,90 i

3.206.788,08
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Bestatigungsvermerk des Abschluss-
prufers

Wir haben den Jahresabschluss — bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie
Anhang - des Krankenhauses Johannes Wesling Klinikum Minden, Minden, nach KHG unter
Einbeziehung der Buchflihrung und den Lagebericht des Krankenhauses fiir das Geschaftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 geprift. Durch &8 30 KHGG NRW wurde der Priifungs-
gegenstand festgelegt. Die Prlfung erstreckt sich daher inshesondere auf die zweckentspre-
chende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung der pauschalen Férdermittel nach § 18
Abs. 1 KHGG NRW. Die Buchfithrung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBY
sowie die Verwendung der pauschalen Fordermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in
der Verantwortung des Vorstands der Krankenhaustragergesellschaft. Unsere Aufgabe ist es,
auf der Grundlage der von uns durchgefiihrten Priifung eine Beurteilung (ber den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchflihrung, und den Lagebericht sowie (iber den Prifungs-
gegenstand nach 8 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprifung nach § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsétze ordnungsmaliger
Abschlussprifung vorgenommen. Danach ist die Prifung so zu planen und durchzufihren,
dass Unrichtigkeiten und VerstéRe, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaRiger Buchfilhrung und durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Priifungsge-
genstands nach § 30 KHGG NRW ergeben, erfillt wurden. Bei der Festlegung der Priifungs-
handlungen werden die Kenntnisse Uber die Geschaftstatigkeit und (ber das wirtschaftliche
und rechtliche Umfeld des Krankenhauses sowie die Erwartungen Uber mégliche Fehler
berlcksichtigt. Im Rahmen der Prifung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise fur die Angaben in Buchfilhrung, Jahresab-
schluss und Lagebericht Uberwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prifung
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsatze und der wesentlichen
Einschdtzungen des Vorstands der Krankenhaustragergesellschaft sowie die Wirdigung der
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung,
dass unsere Priifung eine hinreichend sichere Grundlage fir unsere Beurteilung bildet.
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Unsere Prifung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buchfihrung und des Lagebe-
richts hat zu keinen Einwendungen gefihrt,

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaliger Buchflihrung ein den tatsachlichen
Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Krankenhau-
ses. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage des Krankenhauses und stellt die Chancen und Risiken der
zuklnftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prlfung der zweckentsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung der
pauschalen Fordermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen geflhrt.

Dortmund, den 25. Mai 2016

MG
QQFUNGS?&&Q

\(_?

KPMG AG o

Wirtschaftspriifungsgeselischaft

Ll Qe

Banke Dibeler
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer

WIRTSCHAFTS-
PRUFUNGS-
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Krankenhaus Liibbecke-Rahden, Libbecke

Bilanz zum 31. Dezember 2015

A. Anlagevermogen

I.  Immaterieile Vermigensgegenstiande
Entgeltlich eworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und &hnliche Rechte und Werts
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 333.503,17 479.640,50

l. Sachanlagen
1. Grundstlcke und grundstiicksgleiche Rechte mit
Betriebsbauten einschliellich der Betriehsbauten

auf fremden Grundstiicken 38.592.430,88 41.424.671 .81

2. Technische Anlagen 3.470.556,99 3.320.632,22

3. Einrichtungen und Ausstattungen 4.124.570,41 4,654,856,23
4, Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 184.818,64 47.382.376,92 3B3.263,76 49.783.424,02
47.7165.880,00 50.263.064,52

B. Umlaufvermagen
I. Vorrite
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffa 422.8995,76 375.693,69
2. Unfertiga Leistungen 1.681.693,87 2.104.689,63 1.538532,08 1.014.225,78

Il. Forderungen und sonstige Vermégensgegenstinde

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 5.887.531,73 5.273.122,06
2, Forderungen gegen den Kreis Minden-Libbecke 23.729,30 2270717
3. Ferderungen gegen verbundene Unternehmen 0,00 5.822.31
4. Forderungen gegen andere Trégereinrichtungen 3.637.373,41 2.915.609,54
5. Sonstige Vermégensgegenstinde 281.667,51 9.830.201,95 2598.367,12 8.515.628,20

lil. Kassenbestand, Postgiroguthaben und

Guthaben bei Kreditinstituten 3.566.134,92 2.893.780,22
15.591.026,50 13.423.634.20

D. Rechnungsabgrenzungsposten 55,255, 64 70.261,16
i 63.362.162,23 63.756.959,88
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31.12.2015  341.12.2014
A. Eigenkapital
.  Stammkapital 3.161.971,72  3.181.9M,72
ll. Kapitalriicklage 5.631.813,02 5831.913,02
lll. Gewinnriicklagen 135.700,00 135.700,00
IV. Gewinnvortrag 3.604.698,31  3.592.184,62
V. Jahresiiberschuss/-fehlbetrag 1.204.815,48 12,613,689
13.738.098,53 12.534.283,05
B. Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung
des Anlagevermogens
1. Sonderposten aus Fordermitteln nach dem KHG 31.836.248,56 33.694.289,17
2. Sonderposten aus Zuweisungen und Zuschilssen der éffentlichen Hand 959.475,99  1.001.455,29
3. Sonderposten aus Zuwendungen Dritter 129.547,37 132.129,57
32.925271,92 34.827.874.03
C. Rickstellungen
1. Ricksteliungen fir Pensionen und dhnliche Verpflichtungen 1.188.765,00 1.207.821,00
2, Sonstige Rickstellungen 3.818.475,22 3.674.546,89
4.807.240,22 4882 387,89
D. Verbindlichkeiten
1. Merbindlichkeiten gegeniiber Kraditinstituten 5.304.826,17  5.210.384,58
2. Verbindlichkaiten aus Lieferungen und Leistungen 821.718,77  1.093.019,72
3. Verbindiichkeiten gegeniber dem Krankenhaustrager 2651.234,09 209.928,00
4. Verbindlichkeiten nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht 3.639.755,60 2.775.072,39
=davan nach dem KHEntgG EUR 430.227,00
(i. Vj. EUR 348.226,00)—
5. Verbindlichkeiten aus sonstigen Zuwendungen zur Finanzisrung
des Anlagevermdgens 22.602,20 32.884,70
6. Verbindlichkeiten gegeniber varbundenen Unternehmen 130.430,74 297.705,25
7. Scnstige Verbindlichkeiten 1.719.883,99 1.893.370,26
—davon aus Steuern EUR 470.330,09 (i. V). EUR 508.974,25)-
—davan im Rahmen der sozialen Sicherheit EUR 4.014,48 (i, Vj. EUR 8.262,97)-
11.880.551.568 11.512.434.91
63.362,162,23 63.756.959,88
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Krankenhaus Liibbecke-Rahden, Liibbecke

Gewinn- und Verlustrechnung fir die Zeit
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015

L S _ ik - EUR
1. Erlése aus Krankenhausleistungen 60.511.674,62 56.011.390,57
2. Erlose aus Wahlleistungen 1.724.413,18 1.579.511,76
3. Erlose aus ambulanten Leistungen des Krankenhauses 1.674.415,70 1.581.778,19
4. Mutzungsentgelte der Arzie 490.282,91 402.938,14
§.  Erhohung des Bestands an unfertigen
Leistungen 143.161,78 930.339,61
6. Zuweisungen und Zuschisse der
offentlichen Hand 47.403,16 48.867,32
7. Sonstige betriebliche Erirége 3.008.856,04 B7.600.207,38 2535,637.08 63.091.362.67

—davon aus Ausgleichsbetragen fir frihere
Geschaftsjahre EUR 0,00 (i, Vi, EUR 415.290,29)-
8. Personalaufwand

al Lohne und Gehalter 33.931.018,19 33.246.147,65
b} Soziale Abgaben und Aufwendungen fir
Altersversorgung und flir Unterstiltzung 8.116.565,70 42.047.670,89 8.307.008,78 41.553.156,43

~davon fur Altersversergung EUR 2,303.223,86
{i.¥j. EUR 2.464.595,16)-
9. Materialaufwand
al  Aufwendungen fiir Roh-, Hilts- und

Betriebsstoffe 6.776.180,09 6.702.531,78
bl Aufwendungen fiir bezogane Leistungen 7.567,682,38 14.343.872,47 5887658267 12.590.214,45
Zwiischenergebnis 11.208.764,03 8.947.991 79
10. Ertrége aus Zuwendungen zur Finanzierung von
Investitionen 1,983.719,72 1.890.418,12

~davon fiir Férdermittel nach dem KHG
1.976.631 EUR (i, V], EUR 1.849.859,73 EUR}-

11, Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten/

Verbindlichkeiten nach dem KHG und aufgrund

sonstiger Zuwendungen zur Finanzierung des

Anlagevermdgens 3.135.754,83 3.185.640,20
12. Autwendungan aus der Zufiihrung zu

Sonderposten/Verbindlichkeiten nach dem KHG

und aufgrund sonstiger Zuwendungen zur

Finanzierung des Anlagevermdgens 2.009.334,93 1.996.521,97
13. Aufwendungen fir die nach dem KHG geférderte
Mutzung von Anlagengegenstanden 9923599 3.020.903,63 96.936,87 3.082.539,48

14. Abschreibungen auf immaterielle Vermégens-
gegenstinde des Anlagevermdgens und
Sachanlagen 3.832.362,84 3.586.433,58
15. Sonstige betriebliche Aufwendungen B.869.326,03 12.701.688,87 8.22571724 11.812.150,82
—davon aus Ausgleichshetrigen fir frihere
Geschaftsjghre EUR /2.007,00 (i, Vj. EUR 0,00)-
Zwischenergebnis 1.627.978,79 218,440,485
16. Sonstige Zinsen und &hnliche Ertrage 30.788,12 41.918,08
~davon aus verbundenen Unternehrmen EUR 27.226.9
{i. Vj. EUR 40,539,927}~
17. Zinsen und ghnliche Aufwendungen 353.560,43 -322.762.31 24732954 -205.411,48
—davon aus Aufzinsungen EUR 138.507,31
{i. Vj. EUR 103.449,00}-

18. Ergebnis der gewshnlichen Geschaftstatigkeit 1.205.216,48 13.028,97
18. Steuern vom Einkommaen und Ertrag 401,00 515,28
20. Jahres(iberschuss 1.204.815,48 12,513,869
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Bestatigungsvermerk des Abschluss-
prufers

Wir haben den Jahresabschluss ~ bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie
Anhang - des Krankenhauses Libbecke-Rahden, Libbecke, nach KHG unter Einbeziehung der
Buchfiihrung und den Lagebericht des Krankenhauses flr das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2015 geprift. Durch § 30 KHGG NRW wurde der Priifungsgegenstand festge-
legt. Die Prifung erstreckt sich daher insbesondere auf die zweckentsprechende, sparsame
und wirtschaftliche Verwendung der pauschalen Fordermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW.
Die Buchfiihrung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV sowie die Verwendung
der pauschalen Fordermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung des
Vorstands der Krankenhaustragergesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der
von uns durchgeflhrten Prifung eine Beurteilung Uber den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchflihrung, Uber den Lagebericht sowie (ber den Priifungsgegenstand nach § 30
KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprifung nach § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsitze ordnungsmaliger
Abschlussprifung vorgenommen, Danach ist die Prifung so zu planen und durchzufiihren,
dass Unrichtigkeiten und VerstofRe, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsdtze ordnungsmaRiger Buchfiihrung und durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Priifungsge-
genstands nach § 30 KHGG NRW ergeben, erfillt wurden. Bei der Festlegung der Prifungs-
handlungen werden die Kenntnisse Uber die Geschéftstatigkeit und Uber das wirtschaftliche
und rechtliche Umfeld des Krankenhauses sowie die Erwartungen (ber mégliche Fehler
berlcksichtigt. Im Rahmen der Prifung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise flr die Angaben in Buchfihrung, Jahresab-
schluss und Lagebericht Uberwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prifung
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsédtze und der wesentlichen
Einschdtzungen des Vorstands der Krankenhaustragergesellschaft sowie die Wrdigung der
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung,
dass unsere Prifung eine hinreichend sichere Grundlage fiir unsere Beurteilung bildet.

-344 -



Unsere Prifung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buchflihrung und des Lagebe-
richts hat zu keinen Einwendungen geflihrt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsétze ordnungsméaBiger Buchfiihrung ein den tatsédchlichen
Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Krankenhau-
ses. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage des Krankenhauses und stellt die Chancen und Risiken der
zuklnftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prafung der zweckentsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung der
pauschalen Fordermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen gefiihrt.

Dortmund, den 25. Mai 2016

KPMG AG
Wirtschaftsprifungsgesellschaft

Ll Qe

Banke Dibeler
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer
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Krankenhaus Bad Oeynhausen, Bad Oeynhausen

Bilanz zum 31. Dezember 2015

Aktiva

A. Anlagevermogen

Immaterielle Vermogensgegenstande
Entgeltlich: eworbens Konzassionan, gawarbliche
Schutzrachte und ghnliche Rechie und Werte
sowia Lizanzen an solchen Rechten und Werten

Sachanlagen

1. Grundsticke und grundsticksgleichs Rechte
mit Betriebsbauten

2. Grundsticke und grundsticksgleiche Rechie

12.749.732,40

228.487,04

12.959.075,56

31.12.2014

170.354,12

mit Wohnbautan 130.000,00 130.000,00
3. Technische Anlagan 1.420.264,80 1.450.119,07
4. Einrichtungen und Ausstattungen 2.728.186,06 2.262.793,85
5. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 180.565,50 17.208.748,76 66.583,23 16.868.571, 1
lii. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 92.593,00 92.593,00
2. Sonstige Finanzanlagen 24147 36 116.740,36 26167 36 117.760,36
17553 986,16 17.156.686,19
B. Umlaufvermogen
I. Vorrite
1. Roh- Hilfs- und Betriebsstoffe 526.048,16 436,822,773
2. Unfertige Leistungen 784.770,58 1.310.81874 1,270,955 1.707.778,64
Il. Forderungen und sonstige
Vermogensgegenstinde
1. Forderungen aus Lisferungen und Leistungen 3.222.143,58 3.875.153,36
2. Forderungan nach dem Krankanhaus- 33B.774.00 176.214,00
finanzierungsracht
- samthich nach dem KHEntgG -
3. Forderungan gegen verpundane Unternshmen 11483241 1.776.264,87
4, Forderungen gegen andere Tragersinrichtungen 1.072.704, 11 0,00
B, Sonstige Vermbgensgegenstande 276.473.16 £.024.927,22 258.754,95 G.083.387,18
Iil. Kassenbestand und Guthaben bei 1.152.806,18 2.614.486,89
Kreditinstituten
7.488.652 14 10.405.662.71
C. Rechnungsabgrenzungsposten 3342141 63.288,93
25.075.959,71 27.615.637.83
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31.12.2015

Passiva

31.12.2014

Eigenkapital

. Kapitalriicklage 1.600.000,00 1.600.000,00
Il. Gewinnrucklagen 80.200,00 80.200,00
. Gewinnvortrag 3.242.485 25 1.739.863,20
IV. Jahrestberschuss 903.483,66 1.602.622,05

5 B826.148.91 4,922 685,25

Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung
des Anlagevermogens
1. Sonderposten aus Fordermitteln nach dem KHG

12.139.306,10
270,490,772
87.481,64

12.119.860,29
332.617.18
104.019,69

12.497 288,36

12.566 587,16

2. Sondesrposten aus Zuweisungen und Zuschissen der offentlichen Hand
3. Sonderposten aus Zuwendungen Dritter
Rickstellungen

1. Rickstellungen fir Pensionen und dhnliche Verpflichtungen
2. Sonstige Rickstellungen

618.520,00
2.675,BB3,16

582.482,00
2.068.265,36

3.284.403,16

3.150.747 36

. Verbindlichkeiten

1. Werbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten 840.146,02 1.601.858,44
2. Werbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.348.772,73 970.385,71
3. Verbindlichkeitan gegeniiber dem Krais Minden-Libbacke 1.308,80 1.224,82
4. Verbindlichkeiten nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht 500.768,73 485,508,867
5. Verbindliichkeiten gegendiber verbundenan Unternehmen 1.516,16 758,18
6. Verbindlichkeiten gegeniber andsren Trégereinrichtungen 10.681,37 326271733
7. Sonstige Verbindlichkeiten 568,625,949 517.606,24
- davon aus Steuern EUR 327.187,31
li. W], ELIR 337.843,07) -
- davan im Rahmen der sozialen Sicherheit
EUR 8.033,81 {i. v]. EUR 6.799,80) -
; 3.262679,80  B.741 08839
Ausgleichsposten aus Darlehensférderung 195.439, 48 244 543,67
25.075.959,71 27.615.637.83
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Krankenhaus Bad Oeynhausen, Bad Oeynhausen

Gewinn- und Verlustrechnung fir die Zeit
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015

1. Erlose aus Krankenhausleistungen 38.569,684,449 37.277.
2. Erldse aus Wahlleistungen 672.768,39 652,495 64
3. Erldse aus ampulanten Leistungen des Krankenhauses 798.631,78 780.341,67
4. Nutzungsentgelte der Arzte 450.988,78 448.771,20
5. Verminderung/Erhdhung des Bestands an unfertigen
Leistungen -486.185,33 127.892,66
6. Zuweisungen und Zuschisse der
Offentlichen Hand, soweit nicht unter Nr. 10 6.250,00 8.478,34
7. Sonstige betriebliche Erirdge 3.036.068,78 43,048,23689 2.347.544,16 42,243.468,61

- davon aus Ausgleichsbetrigen fir frihere
Geschaftsjahre EUR 52.000,00 {i. Vj. EUR 20.000,00) -
B. Personalaufwand

al Lohne und Gehalter 20.093.783,77 18.921.311,9
bl Soziale Abgaben und Aufwendungen fir
Altersversorgung und flr Unterstitzung 4.574.686,62 24.668.480,39 4.729.412,93 24.650.724.84

- davon fir Altersversargung EUR 1.317.259,47
li. Vi, EUR 1.432.917,40) -
9. Materialaufwand
a) Autwendungen flr Rohe, Hiffs- und

Betriebsstofte 6.186.559,33 6.527.574,58
b) Adfwendungen fir bezogene Leistungen 5.271.060,84 11.457.610,17 4.578.605,88 11.106.180,44
Zwischenergebnis 6927 146,33 6.486 563,33
10. Ertrége aus Zuwendungen zur Finanzierung von
Investitionen 1.260.033.47 1.271,265,59

—davon fur Fordermittel nach dem KHG
EUR 1.266.514,58 {i. V). EUR 1,202,7585,17) -
11. Ertrége aus der Aufldsung von Sonderposten/
Verbindlichkeiten nach dem KHG und aufgrund
sonstiger Zuwendungen zur Finanzierung des

Anlagevermogens 1.156.695,50 1.183.882,95
12. Errrége aus der Auflésung des Ausgleichapostens fir
Darlehenstarderung 43.110,19 48 810,19

13, Avfwendungen aus der Zufiihrung 2
SonderpostenMerbinglichkeiten nach dem KHG
und aufgrund sonstiger Zuwendungen zur

Finanzigrung des Anlagevermiigens 1.111.638.76 1.100.937.29
14. Aufwendungen flr die nach dem KHG geférderte
MNutzung von Anlagengegenstinden 162.322,23 120187417  189.361,26 1.213.780,18

15. Abschreibungen auf immaterielle Vermogens-
gegenstande des Anlagevarmégens und
Sachanisgen 1.586.752.80 1.538.656,80
16. Sonstige betriebliche Aufwendungen 5518.368.756 7.105.121,556 GL.657.277,57 7.195.934 37
- davon aus Ausgleichsbetragen fir frihere
Geschaftsjahre EUR 77.523,00 (i, Vj. EUR 86,186,00) -

Zwischenergabnis 1.018.802,05 604,389,114
17. Ertrdge aus Betsiligungen 0.00 1.135.916,20
~ sdmtlich aus verbundanen Unternehmean —
18, brtrage aus Auslethungen des Finanzanlagevermagens 167,22 176,87
19. Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrige 4.467.97 6.163,62
20. Zinsen und dhnliche Aufwendungen 120,030,850  -115.395,31 142,189,34 1.000.067,35

- davon an verbundene Untemnehmen EUR 4.633,80
W) EUR 27.413,08) -

- davon Autwendungen aus Aufzinsung EUR 70.596,13
{i. Vi, EUR 47.458,00) —

21. Ergsbnis der gewbhnlichen Geschafistétiokeit 903.507 84 1.504.456,49
22. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 43,98 1.834,44
23. Jahresiiberschuss 903.463,66 1.502.622,05
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Bestatigungsvermerk des Abschluss-
prufers

Wir haben den Jahresabschluss — bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie
Anhang - des Krankenhauses Bad Oeynhausen, Bad Oeynhausen, nach KHG unter Einbezie-
hung der Buchflihrung und den Lagebericht des Krankenhauses fiir das Geschaftsjahr vom
1. Januar bis 31. Dezember 2015 gepraft. Durch § 30 KHGG NRW wurde der Prifungsgegen-
stand festgelegt. Die Prifung erstreckt sich daher insbesondere auf die zweckentsprechende,
sparsame und wirtschaftliche Verwendung der pauschalen Férdermittel nach 8 18 Abs. 1
KHGG NRW. Die Buchflihrung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBY sowie die
Verwendung der pauschalen Fordermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Verant-
wortung des Vorstands der Krankenhaustrigergesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgefiihrten Prifung eine Beurteilung lber den Jahresabschluss
unter Einbeziehung der Buchfiihrung und den Lagebericht sowie Uber den Prifungsgegen-
stand nach § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprifung nach § 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze ordnungsmaliger
Abschlussprifung vorgenommen. Danach ist die Prifung so zu planen und durchzuflhren,
dass Unrichtigkeiten und Verstdlle, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmafiger Buchflhrung und durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermdogens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Festlegung des Prifungsge-
genstands nach § 30 KHGG NRW ergeben, erfiillt wurden, Bei der Festlegung der Prifungs-
handlungen werden die Kenntnisse Uber die Geschéftstatigkeit und (ber das wirtschaftliche
und rechtliche Umfeld des Krankenhauses sowie die Erwartungen Uber mégliche Fehler
berlcksichtigt. Im Rahmen der Prifung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise flr die Angaben in Buchflhrung, Jahresab-
schluss und Lagebericht (berwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prifung
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsatze und der wesentlichen
Einschétzungen des Vorstands der Krankenhaustrédgergesellschaft sowie die Wirdigung der
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts, Wir sind der Auffassung,
dass unsere Prifung eine hinreichend sichere Grundlage flr unsere Beurteilung hildet.
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Unsere Prifung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buchfliihrung und des Lagebe-
richts hat zu keinen Einwendungen geflhrt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschriften der KHBV und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmaRiger Buchflhrung ein den tatséchlichen
Verhéaltnissen entsprechendes Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des Krankenhau-
ses. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage des Krankenhauses und stellt die Chancen und Risiken der
zukUlnftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prifung der zweckentsprechenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung der
pauschalen Férdermittel nach 8 18 Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen gefihrt.

Dortmund, den 25. Mai 2016

MG

A
KPMG AG 4-?5?9\0Fumes%@

Wirtschaftsprifungsgesellschaft

b e

Banke Dibeler
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer
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Muhlenkreiskliniken Anstalt des 6ffentlichen Rechts,
Minden

Bilanz zum 31. Dezember 2015

Aktiva

A. Anlagevermdgen

Immaterielle Vermogensgegenstinde
Entgeltlich aworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und dhnliche Rechte und Werte sowis

Lizenzen an salchen Rechtan und Werten

Sachanlagen

1. Grundsticke und grundstilcksaleiche Rechte mit
Betriebshauten

2. Technische Anlagen

3. Einrichtungen und Ausstattungen

4. Gelaistete Anzahlungen und Anlagen i Bau

Finanzanlagen
1. Beteiligungen
2. Sonstige Finanzaniagen

31.12.2015

242.730.553,72
12.076.488,08
17.526.940,92
2.4713.181,64

142.5593,00
66.683,31

1154917 56

275.646.17537

208.276,31

250.876.03431
13.373.687.20
19.684.762,10

572.164,78

142 593,00
70.943,86

1.323.640,20

284 505.648,30

213.536,86

217.010.369.24

286,042 825,45

B. Umilaufvermégen

L. Vorrite
1. Roh- Hilfs-und Betrighsstaffe 872171787 B.189. 765,26
2. Unfertige Leistungen 5.226.526.31 10949244 28 5.667.089,34 10.846.814,60
ll.  Forderungen und sonstige Wermégensgegenstinde
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 28.781.840,.235 2784235711
2. Forderungen an den Zweckverband Klinken im
Milhienkrais 1.718.302,25 1.718.302,25
3. Forderungen an den Krankenhausiragesr 25,913,860 25.106,05
4. Forderungen nach dern Krankenhausfinanzisrungrecht 338.774,00 725.480,00
~ samtlich nach dem KHEntgG -
5. Forderungen gegen verbundene Untermehmen 872.913,58 2.406.133,30
6.  Sonstige Varmigensaegenstande 761,671,922 30.4805.215,74 5.280.265,27  37.797.643,62
lll. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 2482712171 2357441941
7527458173 7221887763
C. Rechnungssbgrenzungsp n 603.725 42 578.696.46
352.888.676,39 358.840.399,54
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Passiva

31.12.2014

A Eigenkapital

. Stammkapital £.000.,000,00  5.000.000.00
Il. Kapitalriicklage 49,951.771,47 49.8981.771.47
. Gewinnricklage £14.100,00 514.100,00
V. Verlustvortag -35.876.631,26 -40.59%.565,08
V. Jahresiuberschuss 4.113.742,04 4,721,923 82

23702982 25  13.589.240,21

B. Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung
des Sachanlagevermdgens

1. Sonderpastan aus Fordermitteln nach dem KHG 67.811.837 65  70.912.3230,80
2. honderposten aus Zuweisungen und Zuschiissen der affentlichen Mand 12,709.005,49 13537317584
3. Sonderposten aus Zuwendungen Dritter 953,277 23 1.051.907.84

B1474 12037  B5501.55508

C. Rickstellungen
1. Rickstellungen fir Pensionan und &hnliche Verpflichtungen 94586 400,00 4.600.145,00
Steuerricksteliungsn 405.000,00 0,00
2257800877 20.644.558,50
32.579408.77 30244 703 ED

Sonstige Rickstellungen

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkaiten gegeniiber Kreditingtituten 189.024,750,96  198.496.052,32
2. Verbindlichkeitan aus Lisferungen und Leistungen 11.284.962,86  10.134.908,587
3. Verbindiichkeiten gegenidber dem Krankenhaustrager BI7.473M 470.298.18
4. Werbindlichkeiten nach dern Krankenhausfinanzierungsrecht B.941.615,87 5.392.115,85

- davon nach dem KHEntgG EUR 1.227.773.00
(LW, ELIR 349.226,00) -
5. Verbindlichkeiten aus sonstigen Zuwendungen zur Finanzierung

des Anlagevermagens 54,664,231 64.946 81
6. Verbindlichxeiten gegeniber verbundenan Untarnehmen E82 620,15 T26.814,27
7. Sonstige Verbindichkealten 6.465.417,37 7.960.797 80

- davon im Rahmen der sozialen Sicherhait EUR 26.981,51 (i, V). EUR 5,112,69) -

— daven aus Steuern CUN 2.485.708,85 (. V. EUR 2.480.671,80) —

214.831.650542 2237459528 80
E. Ausgleichsposten aus Darlehensidrderung 155,439 48 244,549 67
F. Rechnungsabgrenzungsposten 522010 14.421,38

352.888.676,39 358.840.399,54
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Miuhlenkreiskliniken Anstalt des 6ffentlichen Rechts,
Mindeln

Gewinn- und Verlustrechnung fiir die Zeit
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015

1. Erlése aus Krankenhauslgistungen 51.097.458,88 249.B18.223.87
2. Erldse aus Wahlleistungen 13.307.142,19 12.513.860,07
3. Erlése sus ambulanten Leistungen des Krankenhauses 5.666.380,83 5.486.843 87
4, Nutzungsentoeite der Arzte 3.856.213.1 3.532.798,0
5. Erhohung / Verminderung des Bestands an unfertigen
Leistungen -430.532 88 1.727.606,13
6. duweisungen und Zuschisse der
otfentlichen Hang 193.4671 .63 184.928,36
7. Sonshge betriebliche Ertrdge 26.802.487,04 31063266110  24.094 943,34 797 380.111.65

—davon aus Ausgleichshetragen fir frilhere
Geschaftsiahre CUR 52.000,00 1. Vi, EUR 621,175,686} =
8. Personalsufwand

2 Lo und Genafer 156.682.6511,64 148.181.676,40
bl Sozigle Abgaben und Aufwendungen fir
Aftersversorgung und for Unterstiitzung 38.002.046,18 193.684,567,82 37.204.583,07 185.386.559,47

=~ davan 10r Altersversorgung EUR 10,886 054,99
1 Vi EUR 11.319.684,12) -

2. Mat f
&l Aufwendungen fir Rohs, Hifs- und
Betrisbsstoffe 54,340.114,60 5281212940
ol Aufwendungen fir bezogene Leistungen 1068067768 7392063248 1862692268 71.439.052.08
Zwischenergebnis 43.087.410,80 : 46.533.500,10
10. Ertrage aus Zuwendungen zur Finanzigrung von
Investitinnen 5.488.250,35 847222199
- davon fir Fordermittel nagh dem KHG
EUR B.319.6862,07 (. V), EUR B.039.923,79) -
11. Ertrége aus der Auflisung ven Sonderposten/
Verbindlichkeiten nach dem KHG und aufarund
r Zuwendungen zur Finanzierung des
aQ NOGENS 10.710.134,62 10967 493 21
Srirage aus der Aufldsung des Ausgleichpostens Hin
Darshensforderung 4971019 48,210,139
13. Aufwendungen aus der Zufihrung zu
Sonderposten/Verbindlichkeiten nach dem KHG
und aufgrund senstiger Zuwsendungen zur
Finanzierung des Anlagevermbgens 7.346.162 10 7.402 884,07
14, Autwendungen fir die nach dam KHG gelérdents
Mutzung ven Anlagengegensiincen 398,732 40 11.803,160,73 525,849,721  11.560.882,11
15, Abschreibungen aul immalsriells Vermigens-
gegenstdnde des Anlagevermdgens und
Sachanlagen £7.302.960,40 18.726,004,41
16. Sonstige betriebliche Aufwendungen 24.285.840,26 41.583.600,66 2298511834 30.721.122.7%
- davon aus Ausgleichshetragen flr friihere Geschaitsiahre
EUR 165.000,00 {i. Vi. EUR 50.808,00) -
Zwischargennis 13.001 980,87 12.372.268.496
ngen 162,300,49 1.135.818,20
18, Ertrége aus snderen Finanzanlagen 1.018,41 312,99

3. Sonstige Zinsen und ahnlivie Eridgs 173.634,40 131,068,932
- davon aus verbundenen Unternahmen FLR 8.200,24
EUR 5.668,98) -
20. Zinsan und dhnliche Aufwendungen BAGY.275,10 786032180 ©.092867.77  .7BI6.268.68
- Aufwendungen aus Aufzinsung ELIR 871.719.03
1, Vi, EUR 735.447,00) -
~ davon fir B sittelkredite ELUA 97 681,89
If. Vi. EUR 279.088,00) -

21. Ergebinis der gewdhrilichen Geschafistitigkait 5:141.539,07 4.6547 000,80
22, Steusmn 1.027.397.03 -174.923,02
- davon vom Einkommen und Ertrag EUR 995.266,97
i,V EUR -198.810 48} -
23. Jahresuberschuss 4.113,742,04 4.721.923 .82
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Bestatigungsvermerk des Abschluss-
prufers

Wir haben den Jahresabschluss — bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie
Anhang - unter Einbeziehung der Buchfilhrung und den Lagebericht der Miihlenkreiskliniken
Anstalt des offentlichen Rechts, Minden, fir das Geschaftsjanr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2015 geprift. Die Buchfiihrung und die Aufstellung von Jahresabschluss und
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den erganzenden Best-
immungen der Satzung liegen in der Verantwortung des Vorstands der Gesellschaft. Unsere
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeflhrten Prifung eine Beurteilung (ber
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchflhrung und Uber den Lagebericht abzuge-
ben,

Wir haben unsere Jahresabschlussprifung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsédtze ordnungsméiRiger Ab-
schlussprifung vorgenommen. Danach ist die Priifung so zu planen und durchzufiihren, dass
Unrichtigkeiten und VerstdRe, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmaBiger Buchfiihrung und durch den Lagebericht
vermittelten Bildes der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Priifungshandlungen werden die
Kenntnisse Uber die Geschaftstatigkeit und Gber das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der
Gesellschaft sowie die Erwartungen Uber mdgliche Fehler beriicksichtigt, Im Rahmen der
Prufung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise flr die Angaben in Buchflhrung, Jahresabschluss und Lagebericht (iber-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Priifung umfasst die Beurteilung der
angewandten Bilanzierungsgrundsatze und der wesentlichen Einschatzungen des Vorstands
sowie die Wirdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts,
Wir sind der Auffassung, dass unsere Priifung eine hinreichend sichere Grundlage fiir unsere
Beurteilung bildet,

Unsere Prafung hat zu keinen Einwendungen gefiihrt.
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergdnzenden Bestimmungen der
Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsétze ordnungsméRiger Buchfiihrung ein
den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermagens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und
Risiken der zukUnftigen Entwicklung zutreffend dar.

Dortmund, den 25, Mai 2016

eMG 4

KPMG AG & geliUNase &

Wirtschaftsprifungsgesellschaft

Ll Dae

Banke Dibeler
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer
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337 Bekanntmachung
Aufgebot

Am 07.11.2016 wurde das Aufgebot des von der Sparkasse Minden-Liibbecke ausgestellten

Sparkassenbuches zu Konto Nr. 310 134 630
beantragt.

Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der Sparkasse Minden-Lliibbecke seine Rechte anzumelden und die
Urkunde vorzulegen, da andernfalls das Sparkassenbuch fiir kraftlos erklart wird.

Minden, den 14.11.2016
SPARKASSE MINDEN-LUBBECKE
Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Liibbecke
und der Stadte Minden und Petershagen
Der Vorstand

Kirschbaum Bottcher

338 Bekanntmachung
Kraftloserkldrung eines Sparkassenbuches

Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 316 015 569 der Sparkasse Minden-Libbecke ist durch uns am 08.09.2016 mit einer Ausschlussfrist von
3 Monaten aufgeboten worden.

Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch fir kraftlos erklart.
Minden, den 25.11.2016
SPARKASSE MINDEN-LUBBECKE
Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Liibbecke
und der Stadte Minden und Petershagen

Der Vorstand

Kirschbaum Bottcher

Kraftloserkldrung eines Sparkassenbuches
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 340 117 472 der Sparkasse Minden-Liibbecke ist durch uns am 08.09.2016 mit einer Ausschlussfrist von
3 Monaten aufgeboten worden.
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch fiir kraftlos erklart.
Minden, den 24.11.2016
SPARKASSE MINDEN-LUBBECKE
Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Liibbecke
und der Stadte Minden und Petershagen

Der Vorstand

Kirschbaum Bottcher
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Kraftloserklarung eines Sparkassenbuches
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 340 851 088 der Sparkasse Minden-Liibbecke ist durch uns am 08.09.2016 mit einer Ausschlussfrist von
3 Monaten aufgeboten worden.
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch fiir kraftlos erklart.
Minden, den 25.11.2016
SPARKASSE MINDEN-LUBBECKE
Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Liibbecke
und der Stadte Minden und Petershagen

Der Vorstand

Kirschbaum Bottcher

Herausgeber und Druck: Der Landrat des Kreises Minden-Liibbecke, Portastrale 13, 32423 Minden
Das Amtliche Kreisblatt erscheint i.d.R. zweimal monatlich. Die Abgabe erfolgt kostenfrei (in allen Rathdusern und im Kreishaus in Minden). AuBerdem kann das Amtli-
che Kreisblatt im Internet des Kreises Minden-Liibbecke unter www.minden-luebbecke.de abgerufen werden.
Fir den laufenden Bezug per Postiibersendung wird eine Kostenpauschale i.H.v. 20,00 € erhoben.
Bestellungen fiir den laufenden Bezug sowie Einzelbestellungen, Anfragen usw. sind an den Herausgeber zu richten. (Telefon 0571/807-0)
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	Bestätigung
	Bekanntmachungsanordnung
	Bilanz des Johannes Wesling Klinikums Minden zum 31. Dezember 2015
	Aktiva =  269.169.993,86 €
	Passiva =  269.169.993,86 €
	Gewinn- und Verlustrechnung Johannes Wesling Klinikum Minden
	für die Zeit vom 01.01.2015 bis 31.12.2015
	Jahresüberschuss 2015 =       2.005.462,90 €
	Bilanz des Krankenhauses Lübbecke-Rahden zum 31. Dezember 2015
	Aktiva =   63.362.162,23 €
	Passiva =   63.362.162,23 €
	Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Lübbecke-Rahden
	für die Zeit vom 01.01.2015 bis 31.12.2015
	Jahresüberschuss 2015 =    1.204.815,48 €
	Bilanz des Krankenhauses Bad Oeynhausen zum 31. Dezember 2015
	Aktiva =  25.075.959,71 €
	Passiva =  25.075.959,71 €
	Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Bad Oeynhausen
	für die Zeit vom 01.01.2015 bis 31.12.2015
	Jahresüberschuss 2015 =      903.463,66 €
	Bilanz der Mühlenkreiskliniken (AöR) zum 31. Dezember 2015
	Aktiva =                   352.888.676,39 €
	Passiva =   352.888.676,39 €
	Gewinn- und Verlustrechnung der Mühlenkreiskliniken (AöR) für das
	Geschäftsjahr vom 01.01.2015 bis 31.12.2015
	Jahresüberschuss 2015 =        4.113.742,04 €
	Die Jahresergebnisse 2015 werden wie folgt behandelt:
	1. Der Jahresüberschuss des Johannes Wesling Klinikums Minden in Höhe von 2.005.462,90 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.
	2. Der Jahresüberschuss des Krankenhauses Lübbecke-Rahden in Höhe von 1.204.815,48 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.
	3. Der Jahresüberschuss des Krankenhauses Bad Oeynhausen in Höhe von 903.463,66 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.
	4. Der Jahresüberschuss der Mühlenkreiskliniken AöR in Höhe von 4.113.742,04 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.

